




















































































































PROKOM

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg 

Abwägungsvorschläge zu den Stellungnahmen im Rahmen der  
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB und  

der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
gemäß § 4 (1) BauGB 

Übersicht

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

Lfd.-Nr. 01: Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 

Lfd.-Nr. 02: Kreis Herzogtum Lauenburg, Fachdienst Regional-
entwicklung und Verkehrsinfrastruktur 

Lfd.-Nr. 03: Kreis Herzogtum Lauenburg, Fachdienst Verwal-
tung, Steuerung u. Liegenschaften 

Lfd.-Nr. 04: LLUR, Außenstelle Lübeck 

Sonstige 

Lfd. Nr. 05: Wassersportverein Ratzeburg e.V. 

Privatpersonen 

Lfd.-Nr. 06 – 07:  

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben Stel-
lungnahmen abgegeben, aber keine Anregungen vorgebracht: 

- Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
SH, Außenstelle Lübeck 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB und 

frühzeitige Beteilung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Lfd.-Nr. 01: Stellungnahme des Innenministeriums des Landes Schleswig-

Holstein vom 12.02.2009 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB und 

frühzeitige Beteilung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Lfd.-Nr. 02: Stellungnahme des Kreises Herzogtum Lauenburg, Fachdienst 

Regionalentwicklung und Verkehrsinfrastruktur vom 22.01.2009 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. Auf Grund der Bedenken wird 
die Größe des geplanten Lagerschuppens reduziert. Ein Verzicht auf den 
geplanten Lagerschuppen erfolgt jedoch nicht.  
Das planerische Ziel der B-Plan-Änderung im Teilbereich A ist eine klare 
Trennung der privaten Vereinsaktivitäten von dem öffentlichen Uferbereich 
mit Wanderweg. Daher wird dem Verein die von ihm benötigte und geforder-
te Fläche an Land zur Unterbringung von Materialien nicht zugewiesen. An-
stelle dessen wird dem Verein die Lagerhütte am Steg zugebilligt. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Eine Prüfung von Standortalternativen ist erfolgt. Die genannten Standortal-
ternativen sind jedoch nicht realisierbar.  

Die Errichtung eines Sportboothafens ist auch nicht Ziel der B-Plan-
Änderung, da hier planungsrelevante Konflikte mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege, der öffentlichen Erholungsnutzung so-
wie des benachbarten reinen Wohngebietes zu erwarten sind und zudem die 
Voraussetzungen für einen Sportboothafen gemäß Sportboothafenverord-
nung fehlen. Die Planung zielt auf eine Genehmigungsfähigkeit der Stegan-
lage in ihrer derzeitigen Größenordnung als Gemeinschaftsanlage für Boots-
liegeplätze nach § 45 LNatSchG ab. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Um die geplanten Nutzungen (insbesondere Laden, Bistro, Kiosk oder Büro) 
etablieren zu können ohne jedoch auch eine Wohnnutzung zuzulassen, 
scheidet eine Ausweisung als Mischgebiet aus. Da kein abschließender Ka-
talog zulässiger Nutzungen aufgestellt werden soll, entfällt auch eine Aus-
weisung als Sonstiges Sondergebiet. Insofern bleibt als Baugebietskategorie 
das Gewerbegebiet, in dem jedoch störende Nutzungen auf Grund der Lage 
in den Grünflächen ausgeschlossen werden. 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

Die Anregungen werden, soweit möglich, berücksichtigt. 
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Die Anregungen werden, soweit möglich, berücksichtigt. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Es wird auf die Abwägung zu Punkt 4 
der Stellungnahme des Fachdienstes Naturschutzverwiesen. 

Die Anregung wird berücksichtigt, die Höhenbegrenzung wird auf 3 m redu-
ziert. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB und 

frühzeitige Beteilung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Lfd.-Nr. 03: Stellungnahme des Kreises Herzogtum Lauenburg, Fachdienst 

Verwaltung, Steuerung und Liegenschaften vom 08.01.2009 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB und 

frühzeitige Beteilung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Lfd.-Nr. 04: Stellungnahme des LLUR, Außenstelle Lübeck vom 28.01.2009 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB und 

frühzeitige Beteilung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Lfd.-Nr. 05: Stellungnahme des Wassersportvereins Ratzeburg e.V.  

vom 16.12.2008 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Festsetzung der Gemeinschaftsan-
lage für Bootsliegeplätze im Teilbereich A keine Bestimmung der genannten 
Liegeplatzzahl vorgenommen wird. 
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Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen.  
Es wird darauf verwiesen, dass für die Entwicklung der Steganlage zu einem 
größeren Sportboothafen im Teilbereich A nicht nur die Voraussetzungen 
nach Sportboothafenverordnung zu erfüllen wären.  
Die Bootsliegeplätze befinden sich auch an einem landschaftlich empfindli-
chen Standort (Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege) so-
wie in direkter Benachbarung zu einem festgesetzten reinen Wohngebiet mit 
entsprechenden Schutzbedürfnissen der Anwohner.  
Durch die Vergrößerung der Steganlage zu einem Sportboothafen sind städ-
tebauliche und planungsrechtliche Konflikte mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege und denen der Anwohner zu erwarten, 
die an diesem Standort kaum zu bewältigen sind. 
  
Die Anregung wird nicht berücksichtigt.  
Eine Ausdehnung der Vereinsnutzung auf dem schmalen öffentlichen Ufer-
streifen wurde von Seiten der Stadt geprüft und verworfen.  
Selbst wenn die derzeit privat genutzten schmalen städtischen Flurstücke mit 
einbezogen würden, wäre der Platzgewinn relativ gering. Ein konfiktfreies 
Nebeneinander der öffentlichen Nutzung auf dem Uferwanderweg und einer 
vergrößerten Fläche für den Verein (z.B. zur Lagerung von Materialien) ist 
hier kaum zu erwarten.  
Zudem soll die allgemeine Zugänglichkeit zum Ufer soweit wie möglich auf-
recht erhalten bleiben. Daher wird dem Belang der öffentlichen Erholungs-
nutzung der Vorrang vor dem Platzbedarf des Wassersportvereins gegeben. 
Als „Kompensation“ dafür wird dem Verein im Rahmen der B-Plan-Änderung 
die Möglichkeit zur Errichtung eines Lagerschuppens auf einer Schwimm-
plattform am Steg geschaffen. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt, da der Uferstreifen von Landseite her 
komplett öffentlich zugänglich bleiben soll (s.o.).
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB und 

frühzeitige Beteilung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Lfd.-Nr. 06: Stellungnahme von Frau Sabine Nakhdjavani vom 02.12.2008 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB und 

frühzeitige Beteilung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 (1) BauGB 

Lfd.-Nr. 07: Stellungnahme von Dr. Sönke Greggersen vom 16.12.2008 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. 
Eine Vergrößerung der Steganlage mit mehr Liegeplätzen ist nicht vorgese-
hen, da dann ein Sportboothafen entstünde, der an dieser Stelle nicht ge-
nehmigungsfähig wäre. Eine Zunahme des Personen- und Bootsverkehr und 
der Vereinsaktivitäten ist daher nicht zu erwarten.  
Die zulässige Grundfläche und die maximale Höhe des vorgesehenen La-
gerschuppens werden auf 20 m² bzw. 3 m reduziert. Zur Landseite hin wird 
eine Erlen Anpflanzung als landschaftliche Anbindung festgesetzt. 

Die Anregung wird insofern berücksichtigt, als die zulässige Größe des La-
gerschuppens reduziert wird (s.o.).  
Die Verlagerung der Steganlage an den jetzigen Standort war ursprünglich 
nur als Übergangslösung geplant. Die Zurückverlagerung an den alten 
Standort Am Wall unterhalb des Doms wurde aber aus Gründen des Denk-
malschutzes ausgeschlossen. Da alternative Standorte nicht realisiert wer-
den konnten, wird nunmehr mit der B-Plan Änderung eine dauerhafte Lösung 

am bisher provisorischen Standort angestrebt, die für alle betroffenen Belan-
ge und Anwohner tragbar ist. 
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2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg 

Abwägungsvorschläge zu den Stellungnahmen im Rahmen der  
öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB und  

der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB 

Übersicht

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

Lfd.-Nr. 01: Kreis Herzogtum Lauenburg, FD Regionalentwick-
lung und Verkehrsinfrastruktur  

Lfd.-Nr. 02: Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländli-
che Räume Schleswig-Holstein,  
Außenstelle Lübeck 

Lfd.-Nr. 03: Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-
Holstein, Niederlassung Lübeck 

Lfd.-Nr. 04: IHK Lübeck 

Lfd. Nr. 05: Handwerkskammer Lübeck 

Lfd.-Nr. 06: VSG-Netz GmbH 

Lfd.-Nr. 07: Wehrbereichsverwaltung Nord 

Lfd.-Nr. 08: Abfallwirtschaft Südholstein 

Sonstige 

Lfd.-Nr. 09: Wassersportverein Ratzeburg e.V. 

Privatpersonen 

Lfd.-Nr. 10 - 11  

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben Stel-
lungnahmen abgegeben, aber keine Anregungen vorgebracht: 

- Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
SH, Außenstelle Lübeck 

- Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, 
Niederlassung Lübeck 

- IHK Lübeck 

- Handwerkskammer Lübeck 

- VSG-Netz GmbH 

- Wehrbereichsverwaltung Nord

- Abfallwirtschaft Südholstein
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 01: Stellungnahme des Kreises Herzogtum Lauenburg, Regional-

entwicklung und Verkehrsinfrastruktur vom 24.07.2009 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Anregungen werden berücksichtigt und die Darstellungen zu den Aus-
wirkungen des Vorhabens im Fachbeitrag Natur und Landschaft und zur 
Prognose im Umweltbericht korrigiert. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Inaussichtstellung der Genehmigung nach § 45 LNatSchG für die Steg-
anlage wird zur Kenntnis genommen. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise werden berücksichtigt. 

Die Inaussichtstellung der Ausnahmegenehmigung gemäß § 26 (3) 
LNatSchG für die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen gemäß 
dem B-Plan Festsetzungen im Teilbereich C wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Nachgang zu dem Orts-
termin vom 11.06.2009 wurde entschieden, auf Steinwalzen zur Ufersiche-
rung zu verzichten, da diese nicht standsicher gegründet werden können. 
Anstelle dessen sind ingenieurbiologische Maßnahmen mit Vegetationsfa-
schinen an Pfahlreichen geplant. Diese Maßnahmen entsprechen den Fest-
setzungen der Festsetzungen der 2. Änderung des B-Planes Nr. 57. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 02: Stellungnahme des LLUL, Außenstelle Lübeck vom 01.07.2009 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 03: Stellungnahme der AWL, Abfallwirtschaft Herzogtum Lauenburg 

GmbH, vom 04.04.2008 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Die Annahme wird bestätigt. Die Festsetzung der Lärmpegelbereiche erfolgt 
im Hinblick auf die zu erwartende Schallemissionen von der B 208 auf 
Grundlage aktueller Verkehrsprognosen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 04: Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer zu Lübeck  

vom 24.07.2009 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 05: Stellungnahme der Handwerkskammer Lübeck vom 16.07.2009 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 06: Stellungnahme des VBG-Netz GmbH vom 26.06.2009 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 07: Stellungnahme der Wehrbereichsverwaltung Nord, Außenstelle 

Lübeck vom 30.06.2009 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 08: Stellungnahme der Abfallwirtschaft Südholstein vom 29.07.2009 

Der handschriftliche Hinweis „K.B.“ wird als „Keine Bedenken“ zur Kenntnis 
genommen. 



PROKOM

14

Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 09: Stellungnahme des Wassersportvereins Ratzeburg e.V.  

vom 23.06.2009 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Es wird auf die Abwägung zur Stellungnahme des WSR im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung verwiesen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Reduzierung der Schuppengröße erfolgte auf Grund der Stellungnahme 
des Kreises Herzogtum Lauenburg, Fachdienst Naturschutz, vom 
22.01.2009 zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden. In dieser Stellung-
nahme wurde eine Größenordnung von 30 m² Grundfläche und 4 m Höhe für 
den Lagerschuppen abgelehnt und daher die für die Steganlage erforderliche 
Genehmigung nach § 45 LNatSchG (Gemeinschaftsanlage von Bootsliege-
plätzen) nicht in Aussicht gestellt. 
Auf der Grundlage der reduzierten Festsetzung wurde diese Genehmigung 
dagegen in Aussicht gestellt (Stellungnahme des Kreises vom 24.07.2009). 
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Wenn der Verein für die Durchführung von Jugendarbeit mehr Platz benötigt, 
so kann dies leider nicht an diesem Standort erfolgen. Es wäre zu prüfen, ob 
für den Verein ein zusätzlicher Standort mit verfügbaren Liegeplätzen am 
Ratzeburger See zur Durchführung von Jugendarbeit gefunden werden 
kann. Die Nutzung von mehreren Standorten ist auch anderen Sportvereinen 
nicht fremd. 

Der festgesetzte Rückbau der durch den Verein vorgenommenen, nicht ge-
nehmigten Einzäunung und Befestigung der Fläche vor der Steganlage die-
nen dem Ziel, den Bereich als öffentliche Grünflächenstreifen mit Weg am 
Seeufer möglichst ufertypisch und für die Öffentlichkeit zugänglich zu erhal-
ten. 

Das Problem der Abbrüche in diesem Uferabschnitt wird auch von Seiten der 
Stadt Ratzeburg gesehen. Für die erforderlichen Ufersicherungsmaßnahmen 
werden jedoch ingenieurbiologische Bauweisen mit möglichst naturnahen 
Materialien (Pfahlreihen mit Vegetationsfaschinen) angestrebt, die von einer 
Fachfirma durchgeführt werden sollen. Die Arbeiten sind bereits beauftragt. 

Die Anpflanzung der Schwarz-Erlen wird erforderlich als Ausgleich für den 
Eingriff in das Landschaftsbild, der durch die Errichtung des Lagerschuppens 
entsteht. Die Erlen sollen den Schuppen landschaftlich einbinden und müs-
sen daher am Ufer auf Höhe des geplanten Schuppens angepflanzt werden. 
So befindet sich zwischen den anzupflanzenden Erlen und den an- und ab-
legenden Booten also mindestens der geplante Lagerschuppen. Kommt eine 
Anpflanzung am Ufer südlich des Steges wegen des Flaggenmastes nicht in 
Frage, so kann der Schuppen gemäß Baufenster in der Planzeichnung auch 
nördlich des Steges errichtet werden und die Schwimmplattform auf die Süd-
seite verlegt werden. 
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Für den relativ schmalen Uferstreifen mit dem öffentlichen Uferwanderweg 
wird im B-Plan ein Vorrang für die öffentliche Zugänglichkeit und Nutzung vor 
den privaten Belangen des Vereines eingeräumt. Eine Aufteilung des Be-
reichs in einen öffentlichen Uferstreifen und private Vereinsfläche ist auf-
grund der beengten Platzverhältnisse nicht realisierbar. Fahrräder können 
auch im Bereich der öffentlichen Parkplätze am Bäker Weg/ auf dem Platz 
Am Jägerdenkmal abgestellt und abgeschlossen werden. 

Die Stadt Ratzeburg weist darauf hin, dass auf der B-Plan Ebene für die 
Festsetzung einer Gemeinschaftssteganlage in der vorgesehenen Größen-
ordnung keine Anschlüsse an das Ver- und Entsorgungsnetz vorzusehen 
sind.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Rahmenbedingungen und die Gründe für die jetzige Situation sind der 
Stadt Ratzeburg bekannt.  

Da dem Verein eine Rückkehr an den alten Standort am Westufer des Dom-
sees aus denkmalpflegerischen Gründen verwehrt blieb und alternative 
Standorte für die Steganlage mit Zuwachsmöglichkeiten im Bereich der Stadt 
nach wie vor nicht zur Verfügung stehen, soll mit der B-Plan Änderung am 
bisher provisorischen Standort nun eine für alle Betroffenen tragbare Lösung 
geschaffen werden.  

Unter Abwägung mit den weiteren öffentlichen und privaten Belangen an 
diesem Standort (schmaler öffentlicher Uferstreifen mit Hauptwanderweg, 
angrenzendes reines Wohngebiet, Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Bereich des Seeufers) ist hier nur eine Gemeinschafts-
steganlage für Bootsliegeplätze in der bisherigen Größenordnung realisier-
bar.  

Mit der Möglichkeit zur Errichtung eines Lagerschuppens wird dem Verein 
jedoch zusätzliches Platzangebot für Materialien geschaffen.  

Die im B-Plan Entwurf so vorgesehene Lösung ist bereits das Ergebnis einer 
einvernehmlichen Abstimmung beim Kreis Herzogtum Lauenburg 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und durch einen Vertreter der 
Stadt Ratzeburg vor Ort überprüft. Der Hinweis wird auch an den Kreis wei-
tergeleitet. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die vertraglichen Regelungen 
sind nicht Gegenstand dieser B-Plan Änderung. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Lfd.-Nr. 10: Stellungnahme von Frau Sabine Nakhdjavani, Bäker Weg 11, 

23909 Ratzeburg vom 30.06.2009 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

zu 1) und 1a: Es wird darauf hingewiesen, dass im B-Plan Entwurf eine ma-
ximale Höhe von 3 m für den Lagerschuppen festgesetzt ist. Der Lager-
schuppen darf nur auf einer Schwimmplattform errichtet werden und zwi-
schen Baugrenze und eingemessener Uferkante ist ein Abstand von mind. 
1,50 m Wasserfläche freigehalten.  

Weiterhin ist festgesetzt, dass der abgezäunte Bereich des Vereins wieder 
zurückgebaut wird und der gesamte Uferbereich vor dem Schwimmsteg öf-
fentlich zugänglich ist. So wird gewährleistet, dass ein freier Zugang zum 
Ufer auch zur Wartung der Entwässerungsrohre dauerhaft möglich ist.  

Die Festsetzungen zur Bebaubarkeit im B-Plan schaffen nur die Vorausset-
zung und den Rahmen zur Errichtung des Lagerschuppens. Eine Bauvor-
anfrage oder ein Bauantrag sind damit nicht verbunden. 



PROKOM

19

zu 1b:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die beigelegten Schreiben 
beziehen sich auf die Abzäunung von öffentlichem Uferstreifen vor der Steg-
anlage durch den Verein. Es wird auf die Festsetzungen des B-Plan Entwurfs 
in diesem Bereich verwiesen, wodurch die Forderung erfüllt wird: Der Ufer-
streifen bleibt komplett öffentliche Grünfläche, die private Abzäunung ist zu-
rückzubauen. Für die privaten Vereinsaktivitäten steht die Steganlage mit 
Schwimmplattform und der zusätzlich geschaffenen Baumöglichkeit für einen 
Lagerschuppen auf der Wasserfläche zur Verfügung. 

zu 2), 2b und 3):  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

In Bezug auf die Inanspruchnahme von Flächen am Ufer durch den Verein 
wird auf die Festsetzungen des B-Plan verwiesen, die den Rückbau der Ab-
zäunung und Befestigungen am Ufer vor der Steganlage festlegen und die-
sen Bereich als öffentliche Grünfläche ausweisen.  

In Bezug auf Geräusche von der Steganlage wird folgendes erwidert: 

Für die Beurteilung der Verträglichkeit der festgesetzten Steganlage mit der 
benachbarten Wohnbebauung im Hinblick auf Geräusche wurden die „Hin-
weise zur Beurteilung der von Freizeitanlagen verursachten Geräusche 
(Freizeitlärm-Richtlinie)“ (Erlass des Ministeriums für Umwelt, Natur und 
Forsten v. 22.06.1998) herangezogen.  
Als potenziell Betroffene wurden die umliegenden Wohngrundstücke in ihrer 
B-Plan Festsetzung als Reine Wohngebiete zu Grunde gelegt und die ent-
sprechenden Immissionsrichtwerte der Freizeitlärm-Richtlinie berücksichtigt: 
Tags an Werktagen außerhalb der Ruhezeit 50 dB (A), tags an Werktagen 
innerhalb der Ruhezeit und an Sonn- und Feiertagen 45 dB (A), nachts 35 
dB (A). 
Für die zu beurteilenden Geräusche von der Steganlage wird von einer 
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zweckbestimmten Nutzung durch die Stegnutzer ausgegangen. Da vor Ort 
keine Zufahrten und Stellplätze vorgesehen sind und daher keine Geräusche 
aus Kfz-Verkehr zu erwarten sind, beschränken sich die zu erwartenden 
Geräusche auf die Segelnutzung und den Aufenthalt der Wassersportler an 
der Steganlage.  
Bei den entsprechend zu erwartenden Geräuschen wird davon ausgegan-
gen, dass die entstehenden Auswirkungen auf die Wohnnutzung bei zweck-
bestimmter Nutzung unter den Immissionsrichtwerten nach Freizeitlärm-
Richtlinie bleiben. Daher wird die festgesetzte Gemeinschaftsanlage der 
Bootsliegeplätze als verträglich mit dem benachbarten Reinen Wohngebiet 
und der Schutzbedürftigkeit seiner Anwohner angesehen.  

Von Seiten der zuständigen Behörden (Landesamt für Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume SH, Stellungnahme vom 01.07.2009, sowie Kreis 
Herzogtum Lauenburg, Stellungnahme vom 24.07.2009) wurden zur Fest-
setzung der Steganlage bezüglich Geräuschauswirkungen ebenfalls keine 
Bedenken geäußert. 

Wenn es in Einzelfällen zu ruhestörendem Lärm durch Geselligkeiten am 
Steg kommen, so liegt dies nicht im Regelungsrahmen eines B-Plans, son-
dern ist ggf. ein Fall für das Ordnungsrecht.  

Die oben genannten Erläuterungen werden in die Begründung der B-Plan 
Änderung mit aufgenommen.  

zu 3a): 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt, da solche Auflagen zur Stegnutzung 
über den städtebaulich relevanten Rahmen der B-Plan Änderung hinaus 
gehen. In Bezug auf mögliche Lärmauswirkungen von der Steganlage wird in 
die Begründung des B-Plans ein Verweis auf die Freizeit-Lärmrichtlinie auf-
genommen.   
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Die Anregung ist im B-Plan Entwurf bereits berücksichtigt. Der Zugang wird 
durch die Festsetzungen im B-Plan Entwurf gewährleistet (s.o.)  

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Da dem Verein an Land in Stegnähe 
keine Flächen zugestanden werden können und um eine “schleichende“ 
Ausdehnung an Land in den öffentlichen Uferstreifen hinein (wie bereits ge-
schehen) grundsätzlich zu vermeiden, sollen bewusst alle für die Nutzung 
des Steges erforderlichen Anlagen incl. Lagerschuppen im Bereich des Ste-
ges konzentriert werden.  

Die Anregung ist im B-Plan Entwurf bereits berücksichtigt. Der abgezäunte 
Bereich und die dortigen Befestigungen werden gemäß B-Plan Entwurf wie-
derzurückgebaut und dieser Teil des Uferstreifens wieder öffentlich zugäng-
lich gemacht. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Die Schwimmplattform wird dem 
Verein als Teilkompensation für den zurückzubauenden Bereich an Land 
zugebilligt. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Festlegungen zur Nutzung in dieser 
Detailliertheit gehen über den städtebaulich relevanten Rahmen der B-Plan 
Änderung hinaus. 

Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Eine weitere Aufrechterhaltung der 
provisorischen Nutzung am Standort ohne Genehmigung und ohne Grundla-
ge für Nutzungsvorgaben ist für alle Beteiligten und Betroffenen (Wasser-
sportverein Ratzeburg, Stadt Ratzeburg, Kreis Herzogtum Lauenburg, An-
wohner, Nutzer des Uferwanderwegs) nicht tragbar. Zudem steht auf längere 
Sicht kein passender oder realisierbarer Standort für die Steganlage zur Ver-
fügung. 
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Zur Sitzung des Ausschusses für Bau und Umwelt der Stadt Ratzeburg am 

02.11.2009 

und der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg am 07.12.2009 

TOP: 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 der Stadt Ratzeburg, 

Abwägungsvorschläge zur öffentlichen Auslegung nach § 3 (2) 

BauGB und der Beteiligung der Behörden gemäß § 4(2) BauGB 

Lfd.-Nr. 11: Stellungnahme von Herrn Andreas von Gropper, Bäker Weg 13a, 
23909 Ratzeburg über Rechtsanwälte Brock Heldt, Lübeck 

Es wird auf die unten stehende Abwägung zu Punkt 1. dieser Stellungnahme 
verwiesen. 
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Es wird auf die unten stehenden Abwägungen zu den Punkten 2. bis 4. die-
ser Stellungnahme verwiesen. 

"vorgesehener Sportboothafen":  
Es wird grundsätzlich darauf hingewiesen, dass die Stadt Ratzeburg mit der 
B-Plan Änderung im Teilbereich A keine Entwicklung zu einem Sportbootha-
fen nach § 140a Landeswassergesetz (vom 11.02.2008) vorsieht.  

Ziel im Teilbereich A ist es, für die dort bisher übergangsweise liegende 
Schwimmsteganlage die Voraussetzungen für eine Genehmigungsfähigkeit 
nach § 45 LNatSchG ("Bootsliegeplätze") zu schaffen. Diese wurde vom 
Kreis Herzogtum Lauenburg im Rahmen der Beteiligung nach § 4 (2) BauGB 
in Aussicht gestellt (Stellungnahme vom 24.07.2009). 

Zu 1.: 
"vorgesehener Sportboothafen...":  
Es wird auf die o.g. Abwägung verwiesen. 

"erhebliche Lärmemissionen durch Betrieb des Sportboothafens"  
Im Rahmen der B-Plan Erarbeitung wurde die Verträglichkeit der vorgesehe-
nen Gemeinschaftsanlage für Bootsliegeplätze mit der benachbarten Wohn-
nutzung im Hinblick auf Geräusche betrachtet.  
Für die zu beurteilenden Geräusche von der Steganlage wird von einer 
zweckbestimmten Nutzung durch die Stegnutzer ausgegangen. Als Haupt-
zweck steht hier die Liegeplatznutzung im Vordergrund. Da vor Ort keine 
Zufahrten und Stellplätze vorgesehen sind und daher keine Geräusche aus 
Kfz-Verkehr zu erwarten sind, beschränken sich die zu erwartenden Geräu-
sche auf die Segelnutzung und den Aufenthalt der Wassersportler an der 
Steganlage.  
Auf dieser Grundlage wurden die „Hinweise zur Beurteilung der von Freizeit-
anlagen verursachten Geräusche (Freizeitlärm-Richtlinie)“ (Erlass des Minis-
teriums für Umwelt, Natur und Forsten v. 22.06.1998) herangezogen. Als 
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potenziell Betroffene wurden die umliegenden Wohngrundstücke in ihrer B-
Plan Festsetzung als Reine Wohngebiete zu Grunde gelegt und die entspre-
chenden Immissionsrichtwerte der Freizeitlärm-Richtlinie berücksichtigt: 
Tags an Werktagen außerhalb der Ruhezeit 50 dB (A), tags an Werktagen 
innerhalb der Ruhezeit und an Sonn- und Feiertagen 45 dB (A), nachts 35 
dB (A). 
Bei den durch die zweckbestimmte Nutzung zu erwartenden Geräuschen 
wird davon ausgegangen, dass es nicht zu erheblichen Lärmauswirkungen 
auf die Wohnnutzung kommt und die Immissionsrichtwerte nach Freizeitlärm-
Richtlinie nicht überschritten werden. Daher wird die vorgesehene Gemein-
schaftsanlage der Bootsliegeplätze als verträglich mit dem benachbarten 
Reinen Wohngebiet und der Schutzbedürftigkeit seiner Anwohner angese-
hen.  

Von Seiten der zuständigen Behörden (Landesamt für Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume SH, Stellungnahme vom 01.07.2009, sowie Kreis 
Herzogtum Lauenburg, Stellungnahme vom 24.07.2009) wurden zur Fest-
setzung der Steganlage bezüglich Geräuschauswirkungen ebenfalls keine 
Bedenken geäußert. 
Die oben genannten Erläuterungen werden in die Begründung der B-Plan 
Änderung zum Teilbereich A mit aufgenommen. 

"Verunreinigung durch Abfälle durch hohe Nutzungsintensität":  

Bei der bisherigen, nur übergangsweise geduldeten Nutzung sind keine Ver-
unreinigungen durch Abfälle aufgetreten. Eine Zunahme der Nutzungsinten-
sität ist bei der vorgesehenen Festsetzung als Gemeinschaftsanlage für 
Bootsliegeplätze nicht zu erwarten, da die Zahl der Liegeplätze bei der ange-
strebten Genehmigung nach § 45 LNatSchG (s.o.) nicht erhöht werden kann. 
Daher ist keine Verunreinigung des Uferstreifens mit Abfällen im Bereich der 
Steganlage zu erwarten.   

"Bedürfnis der Anwohner und der Allgemeinheit nach ungestörtem Naturge-
nuss am Uferweg":  

Der betroffene Abschnitt des Uferweges liegt innerhalb der Ortslage von 
Ratzeburg und verläuft im Randbereich eines vorhandenen Sportboothafens 
mit Segelschule und entlang der intensiv genutzten Gärten des angrenzen-



PROKOM

32

den Wohngebietes. Ein ungestörter Naturgenuss kann an diesem Standort 
sowohl von Anwohnern als auch von Spaziergängern auch ohne Steganlage 
nicht erwartet werden.  

"keine Untersuchung der Auswirkungen des Sportboothafens auf die privaten 
Belange der anliegenden Eigentümer und Anwohner":  

Die Bedenken werden nicht berücksichtigt.  

Im Rahmen der B-Plan Änderung wurden die zu erwartenden Auswirkungen 
in ausreichendem Umfang betrachtet. Das Ergebnis wird in der Begründung 
dargelegt. Zur weiteren Klarstellung wird die B-Plan Begründung um die o.g. 
Erläuterungen zum Aspekt von Lärmauswirkungen auf die benachbarte 
Wohnnutzung ergänzt.  

Zu 2.: 
“Ungenügender Sportboothafen": 

Im Teilbereich C befindet sich keine Steganlage. 

Die genannten Bedenken werden nicht berücksichtigt.

Wie oben bereits angeführt, wird im Teilbereich A keine Festsetzung zur 
Errichtung eines Sportboothafens nach § 140a Landeswassergesetz getrof-
fenen. Dies ist in der Begründung zur B-Plan Änderung auch so dargestellt. 
Die geschilderten Anforderungen an einen Sportboothafen brauchen daher 
für die B-Plan Änderung nicht erfüllt zu werden. 

Im übrigen trägt die B-Plan Änderung im Teilbereich A verschiedenen priva-
ten und öffentlichen Belangen Rechnung. Die Abwägung zugunsten des 
Wassersports erfolgt bewusst auch in Anbetracht der Bedeutung der Ratze-
burger Seen für den Wassersport. 

Für die vorgesehene "Gemeinschaftsanlage Bootsliegeplätze" wird daher 
eine Genehmigung nach § 45 LNatSchG angestrebt. Diese wurde vom Kreis 
Herzogtum Lauenburg auf Grundlage des vorliegenden B-Plan Entwurfs im 
Rahmen der Beteiligung nach § 4 (2) BauGB bereits in Aussicht gestellt 
(Stellungnahme vom 24.07.2009).  
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siehe oben 
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Zu 3.: 
“Verstoß gegen das Entwicklungsgebot": 

Die Bedenken werden zurückgewiesen.  

Es ist keine Festsetzung als Sportboothafen geplant (s.o.). 

Der gültigen F-Plan der Stadt Ratzeburg stellt im Gebiet des Teilbereichs A 
„Wasserfläche“ im Seebereich sowie „Grünfläche“ und „Wohnbaufläche“ an 
Land dar. Eine „denkmalrechtlich geschützte Blickachse“ ist nicht dargestellt. 

Die B-Plan Änderung im Teilbereich A liegt im Gestaltungsrahmen des F-
Plans. Eine Abweichung kann nicht gesehen werden. 

Die für den Denkmalschutz zuständige Fachbehörde des Kreises Herzogtum 
Lauenburg hat im übrigen in der Stellungnahme vom 24.07.2009 zum B-Plan 
Entwurf keine Bedenken geäußert. 

Zu 4.: 
“Belange von Umwelt und Natur": 

Die Betroffenheiten streng geschützter Fledermäuse werden ausreichend 
berücksichtigt.  
Im Fachbeitrag wird nicht ausgeschlossen, dass Fledermäuse den Betrach-
tungsraum am Wasser als Jagdhabitat nutzen.  
Dagegen sind Fledermausquartiere (Fledermäuse haben keine „Brutstätten“, 
da sie Säugetiere sind) im Teilbereich A aufgrund fehlender ausreichend 
großer Quartiersbäume nicht vorhanden. 

Die Anregung wird berücksichtigt.  
Die Ausführungen im Umweltbericht der B-Plan Begründung zur "Prognose 
über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Pla-
nung" werden geändert.  

Hinsichtlich der Umweltprüfung für den B-Plan ergibt sich dadurch jedoch 
keine grundlegend anders zu bewertende Ausgangssituation. Zum Zeitpunkt 
der provisorischen Errichtung der Steganlage, die nur als Übergangslösung  
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geplant war, befand sich an dem Uferabschnitt im Teilbereich A - genau wie 
heute - ein ruderaler Staudensaum mit geringem Biotopwert (Quelle: Grün-
ordnungsplan zur Aufstellung des B-Plans Nr. 57, 1995).  
Ein geschützter Schilfgürtel hat sich in diesem Uferabschnitt aufgrund der 
unter Wasser stark abfallenden Uferböschung und der fehlenden Flachwas-
serzone nicht befunden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Das Flurstück 10/4 liegt nicht im Geltungsbereich der B-Plan Änderung und 
ist daher nicht Gegenstand dieses Verfahrens. 
Der Uferabschnitt im Teilbereich A wies auch schon vor der übergangsweise 
geplanten Anbringung der Steganlage nur eine sehr geringe Eignung für 
Nistplätze von Wasservögeln auf, da hier die entsprechenden schützenden 
Biotopstrukturen fehlten (Quelle: Grünordnungsplan zur Aufstellung des B-
Plans Nr. 57, 1995).  
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B-Plan Nr. 57 „Königsdamm / Bäker Weg“, 2. Änderung 

Teil B-Text 

 

I Planungsrechtliche Festsetzungen 

1 Art und Maß der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-11 und 16BauNVO) 

1.1 Innerhalb der im Teilbereich A auf der Wasserfläche festgesetzten überbaubaren 

Grundfläche sind folgende baulichen Nutzungen zulässig: 

• Steganlage (Schwimmsteg) als Gemeinschaftsanlage für Bootsliegeplätze, 

• ein Schuppen (auf Schwimmplattform) zur Lagerung von Materialien für die Steg-

nutzung. 

Die Errichtung des Schuppens ist nur in der gesondert abgegrenzten überbaubaren 

Grundfläche in Ufernähe zulässig. 

1.2 Von der im Teilbereich A in der Wasserfläche festgesetzten maximalen Grundfläche 

von 250 m² entfallen maximal 20 m² auf den zulässigen Lagerschuppen. 

1.3 Innerhalb der im Teilbereich B auf der Wasserfläche festgesetzten überbaubaren 

Grundfläche sind folgende Nutzungen zulässig: 

• ein Bootskran im Uferbereich mit einer maximalen Höhe von 7,00 m und einer 

maximalen Ausladung von 6,00 m, 

• Slipanlage in den maximalen Ausmaßen von 4,00 m Breite und 5,00 m Länge, 

• Steganlage (Schwimmsteg) gem. den Richtlinien der Sportboothafenverordnung. 

1.4 Im Gewerbegebiet im Teilbereich C sind folgende Nutzungen ausgeschlossen:  

• Lagerhäuser, Lagerplätze, 

• Tankstellen, 

• Gartenbaubetriebe, 

• Vergnügungsstätten,  

• Wohnungen gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1. 

Vergnügungsstätten in diesem Sinne sind Gewerbebetriebe, bei denen in unterschied-

licher Weise die kommerzielle Unterhaltung der Besucher und Kunden im Vordergrund 

steht. Hierzu zählen insbesondere Spielhallen, -kasinos und -banken, alle Arten von 

Discotheken und Nachtlokalen, sonstige Tanzlokale sowie Betriebe, einschließlich 

Bordelle, deren Zweck auf Darstellungen oder Handlungen mit sexuellem Charakter 

ausgerichtet sind (§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO). 

1.5 Als Bezugshöhen bzw. -punkte für die in der Planzeichnung festgesetzten maximalen 

Höhen der baulichen Anlagen werden festgesetzt: 

• Teilbereich A: Oberkante der Schwimmstegfläche. 
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• Teilbereich B: Geländeoberkante der Straßenverkehrsfläche an der Uferkante 

zum See in unmittelbarer Nähe zum Bootskran. 

• Teilbereich C: In der Planzeichnung markierter Bezugspunkt: Schachtdeckel mit 

eingemessener Höhe von 5,25 m üNN. 

 

2 Nebenanlagen, Garagen, Stellplätze 

2.1 Innerhalb des Gewerbegebietes im Teilbereich C sind Stellplätze, Garagen und ihre 

Zufahrten sowie Nebengebäude nicht zulässig. 

2.2 In der im Teilbereich C festgesetzten Fläche für Nebenanlage sind ausschließlich be-

festigte Flächen für Sitzgelegenheiten oder Ausstellungszwecke zulässig. 

 

3 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft, Ausgleichsmaßnahmen   
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

3.1 Als Ausgleich für die Errichtung des Lagerschuppens im Teilbereich A sind zwei 

Schwarz-Erlen im Uferbereich anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang 

durch gleichartige Gehölze zu ersetzen. Die Anpflanzung erfolgt in dem Uferabschnitt 

direkt auf Höhe des geplanten Lagerschuppens. 

3.2 Für den im Teilbereich C innerhalb der überbaubaren Grundfläche stehenden, nicht 

zum Erhalt festgesetzten Baum ist als Ausgleich ein hochstämmiger, standortheimi-

scher Laubbaum anzupflanzen. Ist der Baum zum Zeitpunkt des Fällens bereits abge-

storben, kann der Ausgleich entfallen. Weiterhin sind als Ausgleich für verlorengehen-

de potenzielle Fledermaustagesquartiere zwei fledermausfreundliche Vogelkästen an 

den umgebenden Bäumen anzubringen.  

3.3 In den Teilbereichen A und C sind die mit der Zweckbestimmung „Sukzession“ festge-

setzten Uferstreifen der natürlichen standortbedingten Entwicklung zu überlassen. In-

genieurbiologische Maßnahmen zum Uferschutz oder zur Uferrenaturierung sind zu-

lässig. Vorhandene Versiegelungen und Zäune sind zu entfernen.   

Die landseitigen Krautsäume zur angrenzenden öffentlichen Grünfläche sind 1x/Jahr 

zu mähen; das Mähgut ist abzutransportieren. 

3.4 Im Teilbereich A sind in dem mit der Zweckbestimmung „Sukzession“ festgesetzten 

Uferabschnitt an der Gemeinschaftsanlage Bootsliegeplätze Befestigungen zulässig, 

die der Sicherung des in der Gemeinschaftsanlage Bootsliegeplätze zulässigen Ge-

bäudes dienen.  

3.5 Gering belastetes Oberflächenwasser, das im Gewerbegebiet im Teilbereich C von Ge-

bäuden und befestigten Flächen anfällt, ist soweit wie möglich zu versickern.  
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4 Flächen und Maßnahmen zur Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a+b BauGB) 

4.1 Die in den Teilbereichen A und C zum Erhalt festgesetzten Bäume und Gehölzbestän-

de sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang durch gleichartige Gehölzarten zu erset-

zen. 

4.2 Die im Teilbereich A für Anpflanzungen festgesetzte Fläche ist mit einheimischen Er-

len, Eschen und Weiden locker zu bepflanzen. 

 

5 Flächen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

5.1 Den im Teilbereich C im Gewerbegebiet dargestellten Lärmpegelbereichen entspre-

chen folgende Anforderungen an den passiven Schallschutz: 

 

Maßgeblicher  
Außenlärmpegel La 

erforderliches bewertetes Schalldämmmaß 
der Außenbauteile 1) R w,res 

Büroräume 2) 
Lärmpegelbereich 

nach DIN 4109 
[dB(A)] 

[dB(A)] 

IV 66 – 70 35 

V 71 – 75 40 

1)
 resultierendes Schalldämmmaß des gesamten Außenbauteils (Wände, Fenster und Lüftung zusammen) 

2)
 An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm auf Grund der in den Räumen ausgeüb-

ten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen ge-
stellt. 

5.2 Die schalltechnischen Eigenschaften der Gesamtkonstruktion (Wand, Fenster, Lüf-

tung) müssen den Anforderungen des jeweiligen Lärmpegelbereiches genügen. 

5.3 Im Rahmen nachgeordneter Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die 

Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der DIN 

4109 nachzuweisen. 

5.4 Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen 

eines Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung ge-

ringere oder höhere Anforderungen an den passiven Schallschutz resultieren. 
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II Baugestalterische Festsetzungen 

(§ 9 Abs. 4 BauGB, § 84 Landesbauordnung für Schleswig-Holstein (LBO) vom 22.01.2009, 

GVBL. Schleswig-Holstein 2009, Nr. 2, S. 6)  

1. Für den Teilbereich A: 

1.1 Das Dach des Lagerschuppens ist als Satteldach zu errichten.  

1.2 Die Dachneigung muss mindestens 30° zur Waagerechten betragen.  

1.3 Es sind nur matte Dacheindeckungen aus folgenden Materialien zulässig: Reetdä-

cher oder optisch gleichwertig, Gründächer sowie naturfarbene Dacheindeckungen 

aus Zink. 

1.4 Die Außenwände des Lagerschuppens sind in Holzbauweise herzustellen und nur 

mit dunkler Farbgebung in den Farben Rot, Rotbraun, Braun, Anthrazit oder in natür-

lichen Holztonfarben zu gestalten. Die Verwendung von glänzenden Farben oder 

Materialien ist nicht zulässig. 

2. Für den Teilbereich C: 

2.1  Es sind ausschließlich folgende Dachformen zulässig: Satteldach, Krüppelwalm-

dach, Walmdach.  

2.2 Es sind nur matte Dacheindeckungen aus folgenden Materialien zulässig: Ziegel o-

der Dachsteine in roter Farbe, Reetdächer, Gründächer sowie naturfarbene Dach-

eindeckungen aus Zink.  

2.3 Die Außenwände der Gebäude sind nur mit dunkler Farbegebung in den Farben Rot, 

Rotbraun, Braun oder Grau zulässig. Die Verwendung von glänzenden Farben oder 

Materialien ist nicht zulässig. 

 

 

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise: 

1. Alle Teilbereiche des Plangeltungsbereichs liegen innerhalb des Schutzstreifens an 

Gewässern nach § 26 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 06. März 2007. 

2. Alle Teilbereiche des Plangeltungsbereichs befinden sich innerhalb der Erhaltungssat-

zung vom 01.03.1989. 
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1 Grundlagen und Allgemeines 

Die Stadt Ratzeburg hat am 30.06.2008 beschlossen, den B-Plan Nr. 57, der seit 
dem 19.04.1997 rechtskräftig ist und mit Rechtskraft vom 11.12.2005 in einem 
Teilbereich geändert wurde, in drei Teilbereichen zu ändern.  

1.1 Lage im Raum / Geltungsbereich / Größe 

Die Fläche des B-Plans Nr. 57 erstreckt sich nördlich und südlich des Königs-
damms am östlichen Uferbereich des Domsees und des Stadtsees.  

Der Geltungsbereich des Teilbereichs A liegt nördlich der Segelschule / Boots-
vermietung im Bereich Königsdamm / Bäker Weg am östlichen Domseeufer und 
umfasst die vorhandene Schwimmsteganlage des Wassersportvereines (WSV) 
Ratzeburg e.V. mit Hinterland und öffentlichem Uferwanderweg. Der Änderungs-
bereich wird im Westen, Norden und Süden durch die Wasserflächen des Dom-
sees, im Norden und Süden durch den Uferweg und im Osten durch Gartenanla-
gen von Hausgrundstücken am Bäker Weg begrenzt.  

Teilbereich A umfasst ca. 3.000 m². 

Der Geltungsbereich des Teilbereichs B umfasst den vorhandenen Bootskran im 
ausgewiesenen Sportboothafen, der von der ansässigen Segelschule / Boots-
vermietung am Königsdamm / Bäker Weg genutzt wird. Der Änderungsbereich 
wird im Westen, Norden und Süden von Wasserflächen des Domsees und Steg-
anlagen der Segelschule/Bootsvermietung sowie im Osten von öffentlichen Ver-
kehrsflächen begrenzt.  

Teilbereich B umfasst ca. 40 m². 

Der Geltungsbereich des Teilbereichs C liegt südlich des Königsdamms und um-
fasst den Uferbereich mit Grünflächen und zwei kleinen Gebäuden (ehemaliger 
Kiosk sowie ehemalige öffentliche Toilette) am Stadtsee (Kleiner Küchensee). Er 
wird im Westen durch öffentliche Grünflächen und Wasserflächen des Kleinen 
Küchensees, im Süden und Osten durch öffentliche Grünflächen und im Norden 
durch den Radweg am Königsdamm begrenzt.  

Teilbereich C umfasst ca. 470 m².  

Der genaue Geltungsbereich der Änderungen und die umfassten Flurstücke sind 
in der Planzeichnung (Teil A) im Maßstab 1 : 500 dargestellt.  
 

1.2 Rechtsgrundlagen 

Dem Bebauungsplan liegen in den zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gel-
tenden Fassungen zu Grunde: 

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004, zuletzt geändert am 21.12.2006, 
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- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990, 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Investi-
tionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohnbauland vom 
22.04.1993, 

- die Planzeichenverordnung (PlanzVO) in der Fassung vom 18.12.1990, 

- die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.01.2009 

- das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) in der Fassung vom 06. März 
2007.  

Als Plangrundlage für den topographischen und rechtlichen Nachweis der 
Grundstücke dient die Vermessung des Vermessungsbüros Dipl.-Ing. M. Schnei-
der, Berkenthin. Ein Übereinstimmungsvermerk erfolgt durch das Büro.  

 

1.3 Übergeordnete Planungen und ortsrechtliche 
Rahmenbedingungen 

Landesraumordnungsplan Schleswig-Holstein 1998 

Der Landesraumordnungsplan stellt die Stadt Ratzeburg als Unterzentrum mit 
Teilfunktionen eines Mittelzentrums dar. Sie liegt in einem Raum mit besonderer 
Bedeutung für Tourismus und Erholung und in der Kernzone des Naturparks 
„Lauenburgische Seen“. Im Bereich des Küchensees und des Großen Ratzebur-
ger Sees ist ein Verbundachsenraum mit besonderer Bedeutung für Natur und 
Landschaft (Landesebene) dargestellt. 

Regionalplan des Planungsraumes I – Fortschreibung 1998 

Neben den im Landesraumordnungsplan angegebenen Planungszielen werden 
im Regionalplan weitere ergänzende und konkretisierende Aussagen getroffen: 
Wie im Landesraumordnungsplan dargestellt, liegt die Stadt Ratzeburg im Ge-
biet mit besonderer Bedeutung für Tourismus und Erholung. Sie umfassen Land-
schaftsteile, die sich aufgrund der Landschaftsstruktur und der Benutzbarkeit der 
Landschaft (Erschließung, Infrastruktur und anderes) als Freizeit- und Erho-
lungsgebiete eignen. Die Voraussetzungen für Erholungsnutzung, insbesondere 
die Landschaftsvielfalt sowie das landschaftstypische Erscheinungsbild, sollen 
erhalten bleiben. Weiterhin liegen die Stadt und der Geltungsbereich in der Kern-
zone des Naturparks „Lauenburgische Seen“. 

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Ratzeburg sieht in den Teilbereichen Was-
ser- bzw. Grünflächen vor, wobei unmittelbar angrenzend Wohnbauflächen bzw. 
gemischte Bauflächen liegen. 
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Die Festsetzungen des Bebauungsplanes entwickeln sich aus dieser Darstel-
lung. 

 

1.4 Städtebauliche Ausgangssituation 

Teilbereich A: 

Die Schwimmsteganlage des Wassersportvereins Ratzeburg e.V. war Anfang 
der 90er Jahre aufgrund der Altlastensanierung des ehemaligen Stadtwerkege-
ländes „Am Wall“ von ihrem ursprünglichen Standort am Westufer des Domsees 
provisorisch an den jetzigen Standort im Teilbereich A verlegt worden. Da da-
mals vorgesehen war, den Steg wieder an den alten Standort zurück zu verla-
gern, war der provisorische Standort bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 
57 planungsrechtlich nicht festgesetzt worden.  

Nachdem sich im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 59 „Am Wall“ 
jedoch herausgestellt hatte, dass eine Rückverlagerung der Steganlage an den 
ursprünglichen Standort u.a. aus denkmalpflegerischen Gründen nicht möglich 
war, blieb die Steganlage bis heute an ihrem provisorischen Standort, ohne dass 
sie dort planungsrechtlich gesichert und naturschutzrechtlich genehmigt ist. Sie 
wird als Liegeplatz für Segelboote genutzt.  

Auf der Landseite des Teilbereichs A verläuft ein schmaler, öffentlicher Uferwan-
derweg, der auch die Erschließung für die Steganlage darstellt. Eine Kfz-
Erschließung besteht nicht. Östlich vom Uferwanderweg schließt sich private 
Gartennutzung an.  

Die derzeit rechtskräftigen Festsetzungen des B-Plans Nr. 57 sehen im Teilbe-
reich A im Seebereich „Wasserfläche“ und im Uferbereich eine „Fläche für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft“ (Entwicklung von Röhricht) sowie den Erhalt der dortigen Erlen vor. 
Die Flächen östlich davon sind als öffentliche Grünfläche, Wanderweg sowie am 
Ostrand als „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen“ festgesetzt. 

Teilbereich B: 

Der vorhandene Bootskran wurde nach der ersten Änderung des Bebauungs-
plans 2005 für das Einsetzen von Kielbooten im Sportboothafen errichtet. Direkt 
südlich davon befindet sich eine Slipanlage, die dem Einsetzen kleinerer Boote 
und Segeljollen dient sowie als Einsatzstelle für Rettungs- und Einsatzboote ge-
nutzt wird.  

Die derzeit rechtskräftigen Festsetzungen des B-Plans Nr. 57 sehen für den vor-
handenen Bootskran eine maximal zulässige Höhe von 5,50 m bei einer maximal 
zulässigen Ausladung von 4,00 m vor. Weiterhin ist hier eine „Wasserfläche“ mit 
einer Baugrenze festgesetzt in der „eine Steganlage (Schwimmsteg) gem. den 
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Richtlinien der Sportboothafenverordnung zulässig“ ist. Am Ostrand ist eine 
Straßenverkehrsfläche ausgewiesen. 

Teilbereich C 

Die beiden kleinen Gebäude direkt südlich des Königsdamms dienten ursprüng-
lich als Kiosk und als öffentliche Toiletten. Da diese Nutzung jedoch aufgegeben 
wurde, wurden die Gebäude 1997 bei der Aufstellung des B-Plans Nr. 57 mit 
einer öffentlichen Grünfläche überplant und als „künftig entfallende bauliche An-
lagen“ vorgesehen. Diese Zielsetzung wurde im Jahre 2003 korrigiert, als die 
Gebäude an einen Privaten verkauft wurden, der dort eine Nutzung als Café an-
strebte, jedoch nicht realisieren konnte. Das Grundstück und die Gebäude ste-
hen leer und sollen wieder genutzt werden.  

Die beiden Gebäude sind von einer öffentlichen Grünfläche mit Fuß- und Rad-
wegen umgeben, darunter ein Uferwanderweg, der nördlich an den Fußgänger-
überweg am Königsdamm angeschlossen ist und Richtung Süden am Küchen-
see entlang läuft.  

Die derzeit rechtskräftigen Festsetzungen des B-Plans Nr. 57 weisen in diesem 
Teilbereich überwiegend öffentliche Grünflächen aus mit den vorhandenen Ge-
bäude als „künftig entfallende bauliche Anlagen“; die vorhandenen Wegebezie-
hungen sind als Wanderwege festgesetzt. Der Uferstreifen ist als „Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft“ (Sukzession) sowie als „Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ ausgewiesen. Der vorhandene Baum-
bestand im Teilbereich ist zum Erhalt festgesetzt. 

 

1.5 Planungserfordernis und Ziele 

Teilbereich A: 

Da eine Rückverlagerung der Schwimmsteganlage an den alten Standort nicht 
möglich ist und andere geeignete Standorte nicht vorhanden sind, wurde für den 
jetzigen Standort ein Einvernehmen zwischen dem Wassersportverein und der 
Stadt Ratzeburg sowie der Liegenschaftsverwaltung des Kreises Herzogtum 
Lauenburg als See- und Uferstreifeneigentümerin über die zukünftigen Nut-
zungs- und Pachtverhältnisse getroffen.  

Ziel der B-Plan Änderung ist es, die Steganlage am vorhandenen Standort für 
den Wassersportverein planungsrechtlich zu sichern und einen Rahmen für ihre 
Genehmigungsfähigkeit und langfristigen Nutzungs- und Entwicklungsmöglich-
keiten zu schaffen. Dabei soll sich die Anlage in die vorhandenen Nutzungen und 
Zielsetzungen des B-Plans Nr. 57 in diesem Bereich einpassen.   
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Teilbereich B: 

Die im B-Plan festgesetzten Obergrenzen für Höhe und Ausladung des Boots-
krans am vorhandenen Sportboothafen sind für den gegenwärtigen und zukünf-
tigen Bootskranbetrieb nicht mehr ausreichend. Um einen reibungslosen Betrieb 
auch in Zukunft gewährleisten zu können, wird daher eine Änderung des B-Plans 
hinsichtlich der zulässigen Maße des Bootskrans erforderlich. 

Teilbereich C: 

Die derzeitigen Festsetzungen des B-Plans lassen eine dauerhafte Nutzung der 
beiden kleinen Gebäude nicht zu, da bauliche Änderungs- oder Verbesserungs-
vorhaben an den Gebäuden nur sehr eingeschränkt möglich sind und es keine 
Vorgaben für zulässige und nicht zulässige Nutzungen gibt. Ziel der B-Plan Än-
derung ist es daher, einen Rahmen für die zukünftigen Nutzungsmöglichkeiten 
zu schaffen. Dabei soll die Lage am Ufer des Stadtsees in der öffentlichen Grün-
fläche mit den Wegebeziehungen besondere Berücksichtigung finden.  

 

2 Begründung zu den Planinhalten 

2.1 Bebauung 

Teilbereich A 

Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundflächen 

Die vorhandene Schwimmsteganlage wird in der Wasserfläche als Gemein-
schaftsanlage für Bootsliegeplätze ausgewiesen. Zur Festlegung ihrer Lage und 
zur Begrenzung ihrer Ausdehnungsmöglichkeiten werden in der Wasserfläche 
Baugrenzen festgesetzt. Dies umfasst auch die Möglichkeit zur Errichtung eines 
kleinen Lagerschuppens für Bootszubehör, -materialien etc. auf einer Schwimm-
plattform, die neben dem Steg im ufernahen Bereich der Wasserfläche vorgese-
hen ist.  

Für die Schwimmsteganlage mit Stegplattform und Lagerschuppen dürfen maxi-
mal insgesamt 250 m² überbaut bzw. angelegt werden (Festsetzung als maximal 
überbaubare Grundfläche), von denen max. 20 m² für die Lagerschuppen in An-
spruch genommen werden dürfen. Zur Begrenzung der Auswirkungen dieses 
Gebäudes auf das Landschaftsbild im Uferbereich und die Ausblicksmöglichkei-
ten auf den See und den Dom wird die zulässige Höhe für die Lagerhütte auf 
max. 3,00 m über der Stegplattform begrenzt.  

Gestaltung 

Weiterhin werden gestalterische Festsetzungen getroffen, damit hier ein Schup-
pen in der für das Seeufer typischen Gebäudeform entsteht, der sich so scho-
nend wie möglich in den sensiblen Uferbereich einfügt. Dies umfasst u.a. die 
Festsetzung des Satteldachs als einzig zulässige Dachform mit einer Mindest-
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dachneigung von 30°. Weiterhin werden Festsetzungen für Holzbauweise, 
Dachmaterialien (u.a. Reet oder Gründach) und die Farbwahl für die Außenwän-
de getroffen.  

 

Teilbereich B 

Die maximal zulässigen Maße für den Bootskran in der Wasserfläche werden auf 
7,00 m Höhe und 6,00 m Ausladung hochgesetzt. Bezugspunkt hierfür ist die 
Geländeoberkante der Verkehrsfläche an der Uferkante in direkter Nähe zum 
Bootskran. Diese Änderung erfolgt durch eine textliche Festsetzung.  

Die Flächenfestsetzungen im Teilbereich B bleiben gegenüber den rechtskräfti-
gen B-Plan Festsetzungen gleich, da hier keine Änderungen erforderlich werden.  

 

Teilbereich C 

Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundflächen 

Um die angestrebten Nutzungen in den beiden 36 bzw. 20 m² großen Gebäuden 
realisieren zu können, wird der betreffende Bereich als Gewerbegebiet festge-
setzt. Aufgrund der Lage innerhalb der öffentlichen Grünflächen und der Nähe 
zum Stadtsee sollen lediglich nicht störende gewerbliche Nutzungen wie Kiosk, 
Gastronomie (Bistro), Laden oder Büro möglich sein. Tankstellen, Vergnügungs-
stätten, Gartenbaubetriebe werden ebenso ausgeschlossen wie eine Nutzung als 
Lagerhaus oder Lagerplatz. Auch eine Wohnnutzung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 
BauGB (Betriebswohnung o.ä.) ist nicht zulässig. 

Die überbaubare Grundfläche wird durch Baugrenzen festgelegt, die eng um den 
vorhandenen Gebäudebestand gezogen sind. Maximal 75 m² sind hier als über-
baubare Grundfläche zulässig, so dass sich in kleinem Rahmen Veränderungs- 
und Erweiterungsmöglichkeiten ergeben, ohne dass der Charakter einer klein-
maßstäblichen Bebauung in der Grünfläche verloren geht. Aus dem gleichen 
Grund wird ein Höchstmaß für die Gebäudehöhe von 4,30 m sowie für die Trauf-
höhe von 2,90 m festgelegt. Dies entspricht der derzeitigen Höhe des nördlichen 
Gebäudes. Untergeordnete Nebengebäude und –anlagen außerhalb der Bau-
grenzen, Stellplätze und Garagen sowie Lagerflächen werden aufgrund der Lage 
in den Grünflächen ausgeschlossen. 

Die Freifläche südlich des Gebäudes soll als Terrasse oder Ausstellungsbereich 
genutzt werden können und wird daher als Fläche für Nebenanlagen mit den 
entsprechenden Nutzungsmöglichkeiten festgesetzt. Eine Nutzung für Lager-
zwecke wird ausgeschlossen. Da die nutzbare Freifläche innerhalb der Gewer-
begebietsausweisung für eine Terrassen- oder Ausstellungsnutzung zu klein ist, 
wird die Umgrenzung der Fläche für Nebenanlage in die südliche Grünfläche 
hineingezogen. Die hier verlaufenden Wegeverbindungen sollen dadurch jedoch 
nicht eingeschränkt werden  
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Bauweise, Gestaltung  

Da das betreffende Grundstück nur eine geringe Tiefe aufweist, wird der nach 
§ 6 Abs. 5 LBO festgelegte Mindestgrenzabstand von 3 m, der zur seitlichen 
Grundstücksgrenze einzuhalten ist, von den vorhandenen Gebäuden und der 
festgesetzten Baugrenzen unterschritten. Da es sich bei den benachbarten Flä-
chen aber um öffentliche Verkehrsflächen und öffentliche Grünflächen handelt, 
kann der seitliche Grenzabstand gem. LBO § 6 Abs. 2 auch auf diesen Flächen 
liegen, wenn er sich nicht bis zu deren Mitte erstreckt. Die Festsetzung einer 
abweichenden Bauweise ist nicht erforderlich.  

Zur Einpassung an den Standort in der Grünfläche und im Nahbereich zum See-
ufer werden gestalterische Festsetzungen zur Material- und Farbwahl des Da-
ches und der Außenfassade festgesetzt.  

 

2.2 Grünordnung, Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 

Teilbereich A 

Auf der landseitigen Fläche des Teilbereichs A bleibt es bei der Ausweisung ei-
ner öffentlichen Grünfläche mit Uferwanderweg. Die vorhandenen Ufergehölze 
werden weiterhin zum Erhalt festgesetzt. 

Von der bisher vorgesehenen Röhrichtentwicklung am Ufersaum wird abgese-
hen, da sich hier kein Flachwasserbereich mit Eignung für die Entwicklung und 
den dauerhaften Bestand von Schilfröhricht befindet. Stattdessen wird das See-
vorland zwischen Uferweg und See als Sukzessionsstreifen festgesetzt und der 
naturnahen, standörtlichen Entwicklung überlassen. Der Krautsaum auf der Seite 
zum Uferwanderweg soll einmal pro Jahr gemäht werden. Erforderliche Maß-
nahmen zur Sicherung und der Befestigung der Steganlage sind zulässig. An-
sonsten werden die in dem Uferstreifen auf Höhe der Steganlage zwischenzeit-
lich vorgenommenen Befestigungen und der errichtete Zaun zurückgebaut.  

Erforderliche Maßnahmen zur Ufersicherung sind in dem Sukzessionsstreifen 
weiterhin möglich, jedoch nur als ingenieurbiologische Maßnahmen, bei denen 
soweit wie möglich naturnahe Materialien verwendet werden.  

Die bisher festgesetzte Röhrichtentwicklung war als naturschutzrechtliche Aus-
gleichsmaßnahme für Eingriffe durch den B-Plan Nr. 57 vorgesehen. Da sie bis-
her aus den oben genannten Gründen nicht umgesetzt wurde, wird sie durch die 
Ausweisung des Sukzessionsstreifens am Ufer erstetzt.  

Weiterhin wird auf Höhe der Steganlage die Anpflanzung von zwei Schwarz-
Erlen festgesetzt. Diese Maßnahme dient dem Ausgleich für den Eingriff in das 
Landschaftsbild, das durch die Errichtung des Lagerschuppens an der Steganla-
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ge entsteht. Die Erlen sind an der Uferstelle anzupflanzen, die dem neuen La-
gerschuppen zugewandt ist. 

Teilbereich C 

Westlich, südlich und östlich bleibt die Nutzung als öffentliche Grünfläche mit 
Uferwanderweg erhalten. Der vorhandene Baumbestand wird wie bisher zum 
Erhalt festgesetzt. Ausgenommen davon ist die Buche zwischen den beiden Ge-
bäuden, die laut Fachbeitrag für Natur und Landschaft nur noch eine geringe 
Vitalität aufweist und daher als abgängig einzustufen ist.  

Die im rechtskräftigen B-Plan am Ufer festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pfle-
ge und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit Zweckbestimmung 
„Sukzession“ wird übernommen. Ingenieurbiologische Maßnahmen zur Ufersi-
cherung sind - wie oben zum Teilbereich A beschrieben – möglich. 

Ausgleichsmaßnahmen sind für die Teilbereich B und C nicht erforderlich (vgl. 
Fachbeitrag). 

 

3 Verkehr 

Die Verkehrserschließung der einzelnen Teilbereiche bleibt wie im rechtskräfti-
gen B-Plan Nr. 57 festgesetzt. Die Hauptverkehrserschließung erfolgt über den 
Königsdamm und den Bäker Weg.  

Die Steganlage im Teilbereich A ist vom Bäker Weg aus nur über den Fuß- und 
Radwanderweg in der festgesetzten öffentlichen Grünfläche erschlossen. Eine 
Zufahrt für Kfz ist nicht vorhanden und nicht vorgesehen. 

Der Teilbereich B ist direkt an die Straßenverkehrsfläche des Bäker Wegs ange-
bunden, die Gewerbegebietsfläche im Teilbereich C an den Königsdamm.  

 

4 Ver- und Entsorgung 

Für den Teilbereich A ist kein Anschluss an das Leitungsnetz der Stadt Ratze-
burg vorhanden. Die Stegnutzer können die vorhandenen öffentlichen Toiletten 
im ca. 70 m südlich gelegenen Betriebsgebäude des Sportboothafens nutzen. 
Eine geordnete Abfallentsorgung am Steg obliegt dem Verein und seinen Mit-
gliedern. Ein Anschluss an die Trinkwasser- und Stromversorgung ist für die vor-
gesehenen Nutzungen nicht erforderlich. 

Für den Teilbereich B als Bestandteil des Sportboothafens bestehen Anschlüsse 
an das Leitungsnetz der Stadt Ratzeburg im weiteren Umfeld.  

Die ausgewiesene Baufläche im Teilbereich C ist an das vorhandene Leitungs-
netz der Stadt Ratzeburg angeschlossen.  
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Die Ver- und Entsorgung ist durch folgende Ver- und Entsorgungsträger gesi-
chert: 

- Die Wasserversorgung erfolgt zentral über das Wasserwerk Ratzeburg 
(Vereinigte Stadtwerke Mölln/Ratzeburg/Bad Oldesloe GmbH). 

- Die Stromversorgung erfolgt über die Vereinigten Stadtwerke Mölln / Rat-
zeburg / Bad Oldesloe GmbH. 

- Die Versorgung mit Fernmeldeanlagen obliegt der Telekom. 

- Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt über das zentrale Abwassersystem 
der Stadt Ratzeburg.  

- Für den Bereich der Abfallentsorgung privater Haushalte ist der Kreis 
Herzogtum Lauenburg öffentlich rechtlicher Entsorgungsträger. Die Ab-
fallwirtschaftsgesellschaft Herzogtum Lauenburg mbH (AWL) ist für die-
sen Bereich beauftragte Dritte gemäß § 161 I KrWirt/AbfG.  

- Für den Bereich der Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen ist die AWL 
Entsorgungsträger gemäß § 16 II KrWirt/AbfG.  

- Grundlage für die Abfallwirtschaft im Kreis ist die jeweils gültige Fassung 
der Satzung über die Abfallwirtschaft des Kreises, einschließlich der Ta-
rifordnung. Für Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen gelten die „All-
gemeinen Entsorgungsbedingungen“ (AEB). 

Das anfallende Niederschlagswasser von den überbaubaren Grundflächen wird 
im Teilbereich C vor Ort versickert. Das Oberflächenwasser von den Verkehrs-
flächen im Teilbereich B wird durch die Straßenentwässerung entsorgt. 

 

5 Immissionen 

Durch die Nutzung der festgesetzten Bootsliegeplätze im Teilbereich A kommt es 
zu Geräuschen, die in das benachbarten Wohngebiet wirken können.  

Für die zu beurteilenden Geräusche von der Steganlage wird von einer zweck-
bestimmten Nutzung ausgegangen. Als Hauptzweck steht hier die Liegeplatznut-
zung und der Wassersport im Vordergrund. Da vor Ort keine Zufahrten und 
Stellplätze vorgesehen sind und daher keine Geräusche aus Kfz-Verkehr zu er-
warten sind, beschränken sich die zu erwartenden Geräusche auf die Segelnut-
zung und den Aufenthalt der Wassersportler an der Steganlage. Die Geräusche 
treten hauptsächlich während der Saison auf.  

Auf dieser Grundlage wurden die „Hinweise zur Beurteilung der von Freizeitanla-
gen verursachten Geräusche (Freizeitlärm-Richtlinie)“ (Erlass des Ministeriums 
für Umwelt, Natur und Forsten v. 22.06.1998) herangezogen. Als potenziell Be-
troffene wurden die umliegenden Wohngrundstücke in ihrer B-Plan Festsetzung 
als Reine Wohngebiete zu Grunde gelegt und die entsprechenden Immissions-



 PROKOM  

  
  10 

richtwerte der Freizeitlärm-Richtlinie berücksichtigt: Tags an Werktagen außer-
halb der Ruhezeit 50 dB (A), tags an Werktagen innerhalb der Ruhezeit und an 
Sonn- und Feiertagen 45 dB (A), nachts 35 dB (A). 

Bei den durch die zweckbestimmte Nutzung zu erwartenden Geräuschen wird 
davon ausgegangen, dass es nicht zu erheblichen Lärmauswirkungen auf die 
Wohnnutzung kommt und die Immissionsrichtwerte nach Freizeitlärm-Richtlinie 
nicht überschritten werden. Daher wird die vorgesehene Gemeinschaftsanlage 
der Bootsliegeplätze als verträglich mit dem benachbarten Reinen Wohngebiet 
und der Schutzbedürftigkeit seiner Anwohner angesehen. Ein Handlungsbedarf 
im Rahmen der B-Plan Änderung besteht nicht. 

Von der Hauptverkehrsstraße Königsdamm gehen Lärmemissionen aus, die in 
das Gewerbegebiet im Teilbereich C hineinwirken.  

Die Auswirkungen auf die dort zulässigen Nutzungen wurden auf der Grundlage 
der Berechnungen in der „Schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungs-
plan Nr. 57, Gebiet Königsdamm / Bäker Weg“ abgeschätzt, die 1994 für die 
Aufstellung des B-Plans erarbeitet wurde. Diese Vorgehensweise ist möglich, da 
die damalige Verkehrsprognose für den Königsdamm nur relativ geringe Abwei-
chungen zur aktuellen Verkehrsprognose im "Verkehrskonzept Inselstadt" des 
Planungsbüros Hahm (2006) aufweist und keine Verschlechterungen der Ver-
kehrssituation zu erwarten sind: 

 

Gutachten 1994: 

Verkehrsprognose 2011 

DTV 22.500 Kfz  

bei 10% Schwerlastverkehr 

Gutachten 2006: 

Verkehrsprognose 2020 

DTV 19.470 Kfz, darunter: 

1.250 LKW 2,8t - 3,5t 

1.020 LKW > 3,5t 

 

Weiterhin können die Ergebnisse des Gutachtens von 1994 zum Café am Sport-
boothafen1 (Königsdamm Nr. 3) auf die Gebäude im Teilbereich C (Königsdamm 
Nr. 4) übertragen werden, da die Entfernungen zur Fahrbahnmitte des Königs-
damms und die Gebäudestellung weitgehend gleich sind. 

Auf dieser Grundlage kommt die Abschätzung zu folgendem Ergebnis: Die Ori-
entierungswerte der DIN 18005 für Gewerbegebiete werden an den Gebäuden 
im Teilbereich C tagsüber um ca. 7 dB(A), nachts um ca. 10 dB(A) überschritten. 
Für Aufenthaltsräume werden daher passive Schallschutzmaßnahmen erforder-
lich, so dass in dem Gewerbegebiet Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 festge-
setzt werden (s.u.).  

                                                

1 Immissionsort B (IO B) im Gutachten 1994 
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Daraus ergeben sich Anforderungen an die schalltechnischen Eigenschaften der 
Gesamtkonstruktion der Außenwände, die im Bebauungsplan festgesetzt wer-
den.  

 

Maßgeblicher  
Außenlärmpegel La 

erforderliches bewertetes Schalldämmmaß 
der Außenbauteile *) R w,res 

Büroräume **) 
Lärmpegelbereich 

nach DIN 4109 
[dB(A)] 

[dB(A)] 

IV 66 – 70 35 

V 71 – 75 40 

*) resultierendes Schalldämmmaß des gesamten Außenbauteils (Wände, Fenster und Lüftung zusammen) 
**) An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm auf Grund der in den Räumen aus-

geübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforde-
rungen gestellt. 

 

Eine Entscheidung über einen ausreichenden Lärmschutz wird im jeweiligen 
Bauantragsverfahren getroffen. 

 

6 Umweltbericht 

6.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des B-Planes Nr. 57 

Innerhalb des Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 57 plant die Stadt Ratze-
burg eine Änderung in drei Teilbereichen, um 

- die vorhandene Schwimmsteganlage des Wassersportvereines Ratze-
burg e.V. am östlichen Domseeufer, 

- den vorhandenen Bootskran der Segelschule / der Bootsvermietung am 
Domsee sowie 

- die vorhandenen Gebäude des ehemaligen Kiosks südlich des Königs-
dammes 

in ihrem Bestand und ihrer zukünftigen Nutzung langfristig planungsrecht-
lich zu sichern. 

 

6.2 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanun-
gen und ihre Berücksichtigung 

Es werden die Fachgesetze und Fachplanungen herangezogen, die für den B-
Plan von Bedeutung sind. 
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Umweltschützende Belange in Fachgesetzen 

§ 1 Abs. 5 sowie § 1a BauGB: Bauleitpläne sollen dazu beitragen, eine men-
schenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln. Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind u.a. die 
Belange des Umweltschutzes und des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
gemäß § 1a BauGB zu berücksichtigen. 

§§ 1 und 2 sowie § 19 BNatSchG: Natur und Landschaft sind auf Grund ihres 
eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen für den Menschen – auch im besie-
delten Bereich - so zu schützen, zu pflegen und, soweit erforderlich, wiederher-
zustellen, dass die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, die 
Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, die 
Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume so-
wie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und 
Landschaft auf Dauer gesichert ist. Der Verursacher eines Eingriffs ist zu ver-
pflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft auszuglei-
chen, unvermeidbare Beeinträchtigungen vorrangig auszugleichen oder in sons-
tiger Weise zu kompensieren. 

§ 1a Abs. 3 BauGB: Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Festsetzungen nach 
§ 9 BauGB als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich. An Stelle von Festset-
zungen können auch sonstige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich auf von der 
Gemeinde bereit gestellten Flächen getroffen werden. Ein Ausgleich ist nicht 
erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung er-
folgt sind oder zulässig waren. 

§ 1 BBodSchG: Die Funktionen des Bodens sind nachhaltig zu sichern. Hierzu 
sind u.a. schädliche Bodenveränderungen abzuwehren und Vorsorge gegen 
nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den 
Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner 
Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermie-
den werden. 

Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass schädliche Bo-
denveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 BBodSchG). 

§ 1 WHG: Die Gewässer sind als Bestandteile des Naturhaushalts und als Le-
bensraum für Tiere und Pflanzen zu sichern. Sie sind so zu bewirtschaften, dass 
sie dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen Ein-
zelner dienen, vermeidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktionen 
und der direkt von ihnen abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete im 
Hinblick auf deren Wasserhaushalt unterbleiben und damit insgesamt eine nach-
haltige Entwicklung gewährleistet wird. 

Jedermann ist verpflichtet, bei Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein 
Gewässer verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche Sorg-
falt anzuwenden, um  
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- eine Verunreinigung des Wassers oder eine sonstige nachteilige Verände-
rung seiner Eigenschaften zu verhüten,  

- eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung 
des Wassers zu erzielen, 

- die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und  

- eine Vergrößerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden. 

§ 1 BImSchG: Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, 
den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädli-
cher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

 

Eingriffsregelung 

Gemäß § 21 BNatSchG ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz 
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden, wenn auf Grund 
der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen Ein-
griffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Dementsprechend sind gemäß § 
1a Abs. 3 BauGB die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushaltes in der Abwägung zu berücksichtigen. Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich, sofern die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 

Für die Abwägung der umweltschützenden Belange kann ein Grünordnungsplan 
bzw. ein entsprechender Fachbeitrag auf der Ebene des Bebauungsplanes eine 
fachliche Grundlage darstellen.  

Die Entscheidung über die Berücksichtigung der Belange von Natur und Land-
schaft sowie über Darstellungen und Festsetzungen zu Vermeidung und Ausgleich 
im Bebauungsplan fällt die Stadt in der Abwägung nach den §§ 1 und 1a BauGB.  

§ 9 BauGB: Art und Umfang von Ausgleichsmaßnahmen sind im Bebauungsplan 
durch geeignete Festsetzungen auf der Grundlage des § 9 BauGB festzusetzen.  
 

Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein, 1999 

Das Landschaftsprogramm stellt im Bereich Ratzeburg den Naturpark „Lauen-
burgische Seen“ dar als Raum für eine überwiegende naturverträgliche Nutzung 
mit dem Ziel, die Landschaft als Grundlage für die Erholung zu schützen. 

 

Landschaftsplan der Stadt Ratzeburg 1997 

Der Landschaftsplan der Stadt Ratzeburg, festgestellt am 15.09.1997, sieht im 
Bereich der einzelnen Teilgebiete folgende Zielsetzungen vor: 
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Teilbereich A: Erhalt und Entwicklung der Grünverbindung entlang des Dom-
see-Ufers (bestehend aus dem Uferstreifen und den angrenzen-
den privaten Hausgärten der Seegrundstücke), 

 vorübergehende Nutzung eines Schwimm-Sammelsteges am 
Ostufer des Domsees durch den Wassersportverein Ratzeburg 
e.V. bis zur Verlagerung in eine zu planende Hafenanlage. 

Teilbereich B:  Standort für einen vorhandenen Sportboothafen 

Teilbereich C: Freiraumgestaltung und Grünordnung im Verlauf der Schweriner 
Straße zwischen Kreuzung und Bäker Platz, um mehr Einheit-
lichkeit, Geschlossenheit und Führung durch Bäume zu erzielen. 

 

6.3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

6.3.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustandes und der 
Umweltmerkmale 

Die Angaben zu den Schutzgütern Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Luft 
und Landschaft sind den Beschreibungen und Bewertungen des Fachbeitrages 
für Natur und Landschaft entnommen und hier zusammenfassend beschrieben.  

Teilbereich A 

Schutzgut Menschen 

Die Wasserflächen und der Uferstreifen haben Bedeutung für die menschliche 
Erholung. Am Ufer verläuft ein öffentlicher Grünstreifen mit Wanderweg, der von 
Spaziergängern und Radfahrern genutzt wird. Auf der Wasserfläche findet Was-
sersport wie Segeln, Bootfahren etc. statt (der Ratzeburger See hat besondere 
Bedeutung für den Wassersport). Die Steganlage und der Uferbereich davor ist 
abgezäunt und wird vom Wassersportverein Ratzeburger See genutzt. Vor der 
provisorischen Verlagerung der Steganlage des Wassersportvereins waren in 
diesem Teilbereich keine Stege vorhanden. 

Weitere Nutzungen sind Wohngrundstücke mit großen Gartenflächen, die am 
östlichen Rand liegen. 

Schutzgüter Pflanzen und Tiere: 

Als Biotoptypen sind überwiegend offene Wasserflächen sowie im Uferbereich 
ruderale Staudensäume und Ufergehölze (Erlen) vorhanden. Am östlichen Rand 
befinden sich befestigte Flächen des Uferwegs sowie Gartenflächen mit Rasen 
und Gartengehölzen und ein schmaler Schilfsaum. Einzige Biotopstruktur mit 
hohem Wert stellt der Ratzeburger See dar.  

Als Tierarten kommen insbesondere europarechtlich besonders geschützte Vo-
gelarten (§ 10 Abs. 2 Nr. 10 BNatSchG und Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie) 
vor. Als Brutvögel sind häufige und ungefährdete Gehölzfreibrüterarten zu erwar-



 PROKOM  

  
  15 

ten. Darüber hinaus kommen auf der Wasserfläche auch häufige und ungefähr-
dete Arten der Gewässer vor, die den Bereich als Teillebensraum nutzen. Eine 
Eignung als Brutstandort hat der Uferbereich nicht.  
Weiterhin sind Vorkommen der streng geschützten Fledermausarten Zwergfle-
dermaus, Breitflügelfledermaus, Wasserfledermaus und Großer Abendsegler 
(§ 10 Abs. 2 Nr. 11 BNatSchG und Anhang IV Arten der FFH-Richtlinie) möglich, 
die den Teilbereich als Nahrungsraum aufsuchen. Tagesverstecke oder Som-
merquartiere sind im Teilbereich unwahrscheinlich. 

Gefährdete oder störungsempfindliche Arten sind nicht zu erwarten.  

Schutzgüter Boden und Wasser: 

Aus dem Bodenausgangsmaterial der Endmoränen am Ufer des Ratzeburger 
Sees haben sich an Land in den Hanglagen Pseudogley – Parabraunerden als 
Bodentyp entwickelt, während sich vor dem Seeufer eine schmale, teilweise 
vermoorte Verlandungszone gebildet hat. Dieser ist durch Befestigungen für 
Wege und Gartennutzung weitgehend anthropogen überformt.  

Die Gewässergüte des Domsees ist durch Nährstoffeinträge eutroph einzustu-
fen. Es sind keine ausgeprägt naturnahen Uferabschnitte vorhanden. Die Ufer-
strukturen werden von einem schmalen ruderalen Staudensaum mit Erlengrup-
pen gebildet. Seit der provisorischen Verlagerung der Steganlage in diesem Be-
reich die Uferkante durch Betonplatten befestigt und gesichert. 

Schutzgüter Klima und Luft: 

Das Ratzeburger Klima ist durch seine Übergangslage vom ozeanischen zum 
kontinentalen Klima geprägt. Die jährliche Niederschlagsmenge von ca. 650 und 
660 mm liegt unter dem schleswig-holsteinischen Durchschnitt.  

Durch die Lage am See ergeben sich klimatische Besonderheiten: Aufgrund der 
Beckenlage sind die Windgeschwindigkeiten gebremst und die Luftfeuchtigkeit 
erhöht. Durch die Wasserflächen besteht eine mittlere bis gute Luftqualität.  

Die Wasserflächen haben als Kaltluftentstehungs- sowie Kaltlufttransportgebiet 
und Frischluftquellgebiet bioklimatische Bedeutung.  

Schutzgüter Landschaft, Kultur und sonstige Sachgüter 

Das Landschafts- bzw. Ortsbild ist durch seinen eher landschaftlichen Charakter 
zwischen großzügigen Gartengrundstücken, Ufergehölzen und offener Wasser-
fläche gekennzeichnet. Es bestehen reizvolle Ausblicksmöglichkeiten über die 
Steganlage auf den Domsee und die Altstadtinsel mit Domsilhouette.  

Diese Blickbeziehung zum Dom ist als Kulturgut einzustufen2. 

                                                
2  KulturgüterU im Sinne der Umweltverträglichkeitsprüfung sind raumwirksame Ausdrucks-

formen der Entwicklung von Land und Leuten, die für die Geschichte des Menschen von 
Bedeutung sind. Dazu zählen bauliche Anlagen (Baudenkmale), Bodenfunde und Fund-
stellen (z.B. archäologische Objekte), Vegetation (Kulturlandschaften), Sicht- und We-
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Sonstige Sachgüter, die durch die Planung mit Abriss oder Verlust betroffen sein 
können, sind im Geltungsbereich nicht vorhanden.  

 

Teilbereich B 

Schutzgut Menschen 

Der Teilbereich liegt im Bereich eines Sportboothafens am Domsee und wird zur 
Freizeitgestaltung genutzt (Segeln, Segelschule, Bootsvermietung). 

Schutzgüter Pflanzen und Tiere: 

Einziger Lebensraum für Pflanzen und Tiere im Teilbereich ist die Wasserflä-
chen, die jedoch nur ein sehr geringe Bedeutung aufweist. Der restliche Bereich 
ist versiegelt.  

Gefährdete, besonders oder streng geschützte Arten kommen nicht vor. 

Schutzgüter Boden und Wasser: 

Der Boden im Teilbereich vollständig versiegelt, auch in der Wasserfläche be-
stehen Befestigungen für die angrenzende Slipanlage.  

Die Gewässergüte ist wie im Teilbereich A eutroph einzustufen. Naturnahe Ufer-
strukturen fehlen. 

Schutzgüter Klima und Luft: 

Für die Schutzgüter Klima und Luft gelten die Aussagen, die zum Teilbereich A 
getroffen wurden. Hier bestehen dazu noch Vorbelastungen durch Schadstoff-
ausstoß vom Straßenverkehr auf dem Königsdamm. 

Schutzgüter Landschaft, Kultur und sonstige Sachgüter 

Das Ortsbild ist durch die Anlagen - insbesondere auch den vorhandenen Boots-
kran - und den Betrieb des Sportboothafens gekennzeichnet. Ungestörte Aus-
blicksmöglichkeiten über die Steganlage auf die Altstadtinsel mit Domsilhouette 
bestehen nicht.  

Kultur- und sonstige Sachgüter im Sinne der Umweltverträglichkeitsprüfung sind 
nicht vorhanden. 

 

                                                                                                                                 

gebeziehungen und Standorte mit immateriellen kulturellen Funktionen (z.B. Flächen der 
Brauchtumspflege) (vgl. KÜHLING, D. / RÖHRIG, W. 1996: Mensch, Kultur- und Sachgüter 
in der UVP, Dortmund) 
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Teilbereich C 

Schutzgut Menschen 

Der Teilbereich C liegt am Stadtsee und ist durch öffentliche Grünflächen mit 
öffentlichen Wegen für Spaziergänger und Radfahrer geprägt. Vom Königs-
damm beeinträchtigen Lärmauswirkungen durch den Verkehr die Erholungsnut-
zung. Weitere menschliche Nutzungen sind im Teilbereich nicht vorhanden.  

Schutzgüter Pflanzen und Tiere: 

Besonders markant ist im Teilbereich der Großbaumbestand aus einheimischen 
Laubbaumarten, darunter insbesondere eine große Platane und eine zwischen 
den beiden Gebäuden befindliche Rot-Buche. Letztere weist jedoch nur noch 
eine geringe Vitalität auf, so dass mit ihrem Abgang zu rechnen ist. Weitere Bio-
topstrukturen sind ein ruderaler Ufersaum, Gebüschstrukturen aus Laubholzar-
ten sowie im östlichen Umfeld Rasenflächen. Gefährdete oder geschützte Pflan-
zenarten oder Biotoptypen sind nicht vorhanden. Biotoptypen mit hohem oder 
sehr hohem Wert kommen ebenfalls nicht vor. 

Bei den Brutvögeln ist auch hier nur mit häufigen und ungefährdeten Gehölzfrei-
brüterarten sowie Gehölzhöhlenbrüterarten zu rechnen (europarechtlich beson-
ders geschützt nach BNatSchG und EU-Vogelschutzrichtlinie). Gefährdete Arten 
sind nicht zu erwarten.  

Weiterhin sind auch hier - wie im Teilbereich A - Vorkommen der streng ge-
schützte Fledermausarten Zwergfledermaus, Breitflügelfledermaus, Wasserfle-
dermaus und Großer Abendsegler (§ 10 Abs. 2 Nr. 11 BNatSchG und Anhang IV 
Arten der FFH-Richtlinie) möglich, die diesen Bereich als Nahrungsräume aufsu-
chen. Zudem können sich in den großen alten Bäumen (Platane, Buche) poten-
ziell sommerliche Tagesverstecke dieser Arten befinden. An den beiden Gebäu-
den sind keine Strukturen mit Quartierseignung für Fledermäuse zu erkennen. 

Schutzgüter Boden und Wasser: 

Für den Boden gelten die gleichen Aussagen wie zum Teilbereich A.  

Die Gewässergüte des Stadtsees ist eutroph-polytroph einzustufen. Auch hier 
sind keine naturnahen Uferabschnitte vorhanden.  

Schutzgüter Klima und Luft: 

Hier gelten die gleichen Aussagen wie für den Teilbereich B. Auch hier bestehen 
Vorbelastungen durch den verkehrsbedingten Schadstoffausstoß vom Königs-
damm. 

Schutzgüter Landschaft sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 

Die Grünflächen mit dem Baum- und Gebäudebestand haben durch die umlie-
genden Nutzungen eine städtische Prägung. Die beiden kleinen Gebäude fügen 
sich in Dimension, Höhenentwicklung und Außenwirkung grundsätzlich in den 
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Standort ein, die Abstände zwischen Gebäude, Ufer und den hier vorbeilaufen-
den und sich verzweigenden Wegen ist jedoch recht eng.  

Die Bedeutung des Ortbildes ist durch die intensive Freizeitnutzung und die Vor-
belastungen vom angrenzenden Straßenverkehr gering einzustufen.  

Kulturgüter und sonstige Sachgüter, die durch die Planung mit Abriss oder Ver-
lust betroffen sein können, sind in diesem Bereich nicht vorhanden.  

 

6.3.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfüh-
rung der Planung 

Teilbereich A 

Schutzgut Menschen: 

Durch die Nutzung der Gemeinschaftsanlage für Bootsliegeplätze entstehen Ge-
räusche, die in das benachbarte Wohngebiet wirken können. Es sind Geräusche 
durch den Segelbetrieb und Geräusche durch den Aufenthalt der Wassersportler 
am Steg während der Saison zu erwarten. Geräusche aus Kfz-Verkehr oder von 
PKW Stellplätzen entstehen nicht (keine Anbindung an den Straßenverkehr). 

Auf dieser Grundlage wurde eine Betrachtung im Hinblick auf die „Hinweise zur 
Beurteilung der von Freizeitanlagen verursachten Geräusche (Freizeitlärm-
Richtlinie)“ (Erlass des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten v. 
22.06.1998) und die dort festgelegten Immissionsrichtwerte für die angrenzen-
den Reinen Wohngebiete durchgeführt (vgl. Kap. 5 der Begründung). 

Bei den durch die zweckbestimmte Nutzung zu erwartenden Geräuschen wird 
davon ausgegangen, dass es nicht zu erheblichen Lärmauswirkungen auf die 
Wohnnutzung kommt.  

In Bezug auf die menschliche Erholung entstehen keine erheblichen Auswirkun-
gen, da die Durchlässigkeit und Nutzbarkeit des öffentlichen Wanderweges 
durch die Planung nicht beeinträchtigt wird. 

Schutzgüter Pflanzen und Tiere: 

Von den Festsetzungen ist der Krautsaum am Uferstreifen in sehr geringem Um-
fang für den Zutritt und die Befestigung der Steganlage am Ufer betroffen. Dar-
über hinaus ist die offene Wasserfläche in verhältnismäßig geringem Umfang 
betroffen. Brutstandorte von besonders geschützten Vogelarten (§ 10 (2) Nr. 10 
BNatSchG) sind hier nicht vorhanden, die Wasserfläche dient als Teillebensraum 
für Wasservögel.  

Insgesamt wird davon ausgegangen, dass keine negativen Auswirkungen auf 
Pflanzen und Tiere zu erwarten sind.  

Artenschutzrechtliche Betroffenheiten im Hinblick auf die Zugriffsverbote nach 
§ 42 Abs. 1 BNatSchG für die potenziell vorkommenden besonders geschützten 



 PROKOM  

  
  19 

Vogelarten und streng geschützten Fledermausarten werden durch die Planung 
nicht ausgelöst.  

Schutzgüter Boden und Wasser, Klima und Luft: 

Die Festsetzungen der überbaubaren Grundflächen in der Wasserfläche mit 
max. 250 m² umfassen zum überwiegenden Teil die Schwimmsteganlage sowie 
Schwimmplattformen, auf denen ein Gebäude mit einer Baufläche von max. 
20 m² (Lagerschuppen) errichtet werden kann. Dies lässt keine Auswirkungen 
auf die Schutzgüter Boden und Wasser sowie Klima und Luft erwarten.  

Schutzgüter Landschaft und Kultur- und sonstige Sachgüter: 

Die Steganlage mit den Bootsliegeplätzen und die Errichtung eines Gebäudes 
vor dem Ufer führen zu einer Veränderung des typischen Landschaftsbildes. 
Weiterhin wird die Sichtbeziehung vom Wanderweg auf den Domsee, die Alt-
stadtinsel und den denkmalgeschützten Dom auf kurzem Abschnitt gestört bzw. 
unterbrochen. Beschränkungen zur Gebäudehöhe und baugestalterische Fest-
setzungen zu Dachform und Außenfassaden tragen zur Minimierung der Auswir-
kungen auf das Landschaftsbild bei.  

Bei der Bewertung der Auswirkungen der Steganlage wird weiterhin berücksich-
tigt, dass durch die Aufgabe des alten Standortes "Am Wall" an der Dominsel 
das dortige Landschaftsbild durch den Wegfall der Steganlage aufgewertet wur-
de. 

Sonstige Sachgüter sind durch die Planung nicht betroffen. 

 

Teilbereich B 

Die Festsetzungen der Bebauungsplanänderung betreffen hier nur den bereits 
vorhandenen Bootskran. Die zulässige Höhe wird um 1,50 m, die Ausladung um 
2,00 m erhöht.  

Dies hat lediglich Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft (Landschafts- und 
Ortsbild). Diese werden vor dem Hintergrund der bereits bestehenden Prägung 
durch die Anlagen des Sportboothafens gering eingeschätzt. 

Die Schutzgüter Menschen, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Kultur- 
und sonstige Sachgüter sind nicht betroffen. 

 

Teilbereich C 

Schutzgüter Menschen 

Negative Auswirkungen auf die Wegebeziehungen und die Nutzbarkeit der öf-
fentlichen Grünfläche sind durch die möglichen gewerblichen Nutzungen nicht zu 
erwarten.  



 PROKOM  

  
  20 

Schutzgüter Tiere und Pflanzen 

Vegetationsstrukturen werden - bis auf die Rot-Buche zwischen den beiden Ge-
bäuden - nicht überplant. Die Buche liegt innerhalb des Baufensters. Durch die 
Überplanung kann sie im Zuge von Bautätigkeiten gefällt werden. Es sind erheb-
liche Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen zu erwarten, die in Anbetracht 
der geringen Vitalität des Baumes geringfügiger ausfallen als bei einem gesun-
den Baum dieser Größenordnung.  

Artenschutzrechtliche Betroffenheiten im Hinblick auf die Zugriffsverbote nach 
§ 42 Abs. 1 BNatSchG werden durch die Überplanung der Buche ausgelöst, da 
hier potenzielle Tagesquartiere der streng geschützten Fledermausarten Zwerg-
fledermaus, Breitflügelfledermaus, Wasserfledermaus und Großer Abendsegler 
verloren gehen können. Diese Betroffenheiten werden durch einen artenschutz-
rechtlichen Ausgleich (Anbringen von fledermausfreundlichen Vogelkästen im 
Umfeld des Teilbereichs C) vermieden. Eine Ausnahmegenehmigung wird daher 
nicht erforderlich. 

Schutzgüter Boden, Wasser, Luft und Klima  

Die Festsetzungen der überbaubaren Grundfläche und der Nebenfläche für Ter-
rassen- oder Ausstellungsnutzung gehen um ca. 54 m² über den Gebäudebe-
stand hinaus. Es sind lediglich bereits befestigte Flächen um die Gebäude herum 
betroffen. Daher sind negative Auswirkungen auf das Schutzgut Boden nur in 
sehr geringem Maß zu erwarten. Die Schutzgüter Wasser, Luft und Klima sind 
durch die Festsetzungen nicht betroffen. 

Schutzgut Landschaft 

Die Festsetzungen zur zulässigen überbaubaren Grundfläche und zur Größen-
ordnung der Gebäude sind am vorhandenen Bestand orientiert, so dass negative 
Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft ebenfalls nicht zu erwarten sind. 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind durch das Vorhaben nicht betroffen. 

 

Wechselwirkungen 

Bei der Betrachtung der Umweltauswirkungen eines Planes sind auch die Wech-
selwirkungen zwischen den Schutzgütern zu berücksichtigen. Grundsätzlich be-
stehen immer Wechselbeziehungen und Wechselwirkungen zwischen allen Be-
standteilen des Naturhaushaltes.  

In den drei Teilbereichen ist dieses Wirkungsgeflecht insbesondere durch die 
Auswirkungen des menschlichen Handelns auf die anderen Schutzgüter geprägt. 
Die wesentlichen Veränderungen für den Naturhaushalt durch die Umsetzung 
der geplanten Maßnahmen ergeben sich durch die Veränderung des Land-
schafts- und Ortsbildes im Teilbereich A, die sich aus der Errichtung der Stegan-
lage mit dem Lagerschuppen ergibt.  
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Die vorhandenen Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgütern Landschaft 
und Menschen oder Tiere können zwar durch das Vorhaben betroffen sein, auf-
grund der geringen Größenordnung der geplanten Maßnahmen sind diese 
Wechselwirkungen jedoch nur marginal anzunehmen. Eine Verstärkung der er-
heblichen Umweltauswirkungen durch sich negativ verstärkende Wechselwir-
kungen ist durch die geplante Änderung des Bebauungsplans nicht zu erwarten. 

 

6.3.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-
durchführung der Planung 

Bei einem Verzicht auf die Änderungen des B-Plans im Teilbereich A ist ein dau-
erhafter Verbleib der Steganlage und seine Nutzung nicht möglich, da die Ge-
nehmigungsfähigkeit fehlt. Er müsste abgebaut und verlagert werden, sobald ein 
geeigneter Alternativstandort gefunden worden wäre. Die Befestigungen am Ufer 
wären zurück zu bauen. Es würde sich hier wieder der gleiche Zustand einstellen 
wie vor der Errichtung der Steganlage. Die im Ursprungsbebauungsplan vorge-
sehene Röhrichtentwicklung an diesem Standort ließe sich dennoch nicht reali-
sieren, da die Voraussetzungen (relativ flach abfallende Uferböschung) hier nicht 
gegeben sind.  

Im Teilbereich B würden sich bei Nichtdurchführung der B-Plan Änderung keine 
relevanten Änderungen ergeben. Der Bootskran ist bereits vorhanden und ein 
Verzicht auf die Änderung der zulässigen Größenordnung würde an der derzeiti-
gen Situation des Umweltzustands im Bereich des Sportboothafens nichts än-
dern. 

Für den Teilbereich C gilt, dass die beiden kleinen Gebäude auch bei einem Ver-
zicht auf die B-Plan Änderung einen Bestandsschutz genießen. Eine Nutzung 
der Gebäude wäre unter den derzeitigen Verhältnissen möglich, jedoch ohne 
bauliche Veränderungen am Gebäude. Eine Verwirklichung der derzeitigen B-
Plan Festsetzung für diesen Bereich (öffentliche Grünfläche) und Abriss der Ge-
bäude ist allerdings unwahrscheinlich, da sich die Gebäude in Privateigentum 
befinden und für einen Abriss derzeit keine Veranlassung besteht. Insofern ist 
anzunehmen, dass sich am Umweltzustand in diesem Teilbereich auch ohne b-
Plan Änderung so lange nichts ändern würde, solange die Gebäude in ihrem 
baulichen Zustand nutzbar sind. Für die überplante Buche gilt, dass sie voraus-
sichtlich absterben wird und auch ohne Überplanung aus Gründen der Verkehrs-
sicherheit abgenommen werden müsste. 

 

6.3.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich nachteiliger Auswirkungen 

Die Belange des Umweltschutzes sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne und in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu be-
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rücksichtigen. Insbesondere sind auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung gem. § 1 a Abs. 3 BauGB und §§ 18 ff BNatSchG die Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft, die im Rahmen der Bauleitplanung vor-
bereitet werden, zu beurteilen und Aussagen zu ihrer Vermeidung, Verminderung 
bzw. ihrem Ausgleich zu treffen.  

Es werden Maßnahmen für die Teilbereiche A und C vorgesehen. 

• Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswirkun-
gen 

Nachteilige Auswirkungen auf das charakteristische Landschafts- und Ortsbild 
und die Kulturgüter werden minimiert durch  

- baugestalterische Festsetzungen zu den Gebäuden wie maximale Be-
grenzung der Höhenentwicklung und Traufhöhe (nur Teilbereich C), Vor-
gaben zu Form, Material und Farben für das Dach sowie Material und 
Farben für die Außenwände, 

- Erhaltungsfestsetzungen für ortsbildbestimmende Gehölze. 

Nachteilige Auswirkungen auf Boden und Wasser werden minimiert durch 

- Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers von den überbauba-
ren Grundflächen vor Ort (Teilbereich C). 

 

• Maßnahmen zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

Ausgleichsmaßnahmen sind erforderlich für die Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes im Teilbereich A und die Überplanung der Buche im Teilbereich C. 
Als Maßnahmen sind hier vorgesehen: 

- Anpflanzung von zwei Schwarzerlen am Ufer vor dem geplanten Lager-
schuppen (Teilbereich A), 

- Anpflanzung eines standortheimischen Laubbaums und Anbringen von 
zwei fledermausfreundlichen Vogelkästen (Teilbereich C). 

 

Das Anbringen der Vogelkästen dient zudem der Vermeidung von artenschutz-
rechtlichen Konflikten nach § 42 (1) BNatSchG durch den Verlust von potenziel-
len Tagesquartieren der streng geschützten Fledermausarten Zwergfledermaus, 
Breitflügelfledermaus, Wasserfledermaus und Großer Abendsegler. 

 

6.3.5 Übersicht über die in Betracht kommenden anderweitigen Lö-
sungsmöglichkeiten 

Zu betrachten sind Planungsalternativen innerhalb der Geltungsbereichsgrenzen. 
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Die Standorte für die Steganlage, den Bootskran und die geplante gewerbliche 
Nutzung in dem ehemaligen Kiosk- bzw. Toilettengebäude sind durch den Be-
stand bereits vorgegeben. Alternativen innerhalb des Geltungsbereichs sind da-
her nicht sinnvoll. 

 

6.4 Zusätzliche Angaben 

6.4.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung 

Liste der bisher vorliegenden Fachbeiträge und Gutachten: 

- Fachbeitrag für Natur und Landschaft zur 2. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 57 „Königsdamm / Einmündung Bäker Weg" 2009 (Büro PROKOM, Lü-
beck) 

- Grünordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 57, Gebiet: Königsdamm (B208), 
Einmündungsbereich Bäker Weg 1996 (Büro TTG, Lübeck) 

- Landschaftsplan der Stadt Ratzeburg 1997 (Büro TTG, Lübeck) 

- Schalltechnische Untersuchung für den Bebauungsplan Nr. 57 Gebiet Kö-
nigsdamm / Bäker Weg, Juli 1994 (Gosch – Schreyer – Partner, Bad Oldes-
loe) 

Bei der Ermittlung der Eingriffe und der sich daraus ergebenden Ausgleichser-
fordernisse wurde der gemeinsame Runderlass 'Verhältnis der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung zum Baurecht' - Gemeinsamer Runderlass des Innenmi-
nisteriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten aus 1998 ange-
wendet. Die Bewertung der Lebensräume für Pflanzen und Tiere orientiert sich 
an KAULE 1991TP

3
PT und dessen Weiterentwicklung. Die Bewertung der Schutzgüter 

Boden und Wasser beruht auf MARKS et al. 1992TP

4
PT, AG BODENKUNDE 1982TP

5
PT und 

BUNDESVERBAND BODEN 1999TP

6
PT.  

 

6.4.2 Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung von Unterlagen 

Während der Bearbeitung des Umweltberichtes kam es zu keinen Schwierigkei-
ten bei der Zusammenstellung der Unterlagen. 

 

                                                

TP

3
PT Kaule, Giselher 1991: Arten- und Biotopschutz. Stuttgart. 

TP

4
PT Marks, Robert et al. (Hrsg.) 1992: Anleitung zur Bewertung des Leistungsvermögens 
des Landschaftshaushaltes. Schr.R., Forschungen zur deutschen Landeskunde, Zent-
ralausschuss für deutsche Landeskunde (Hrsg.), Bd. 229. Trier. 

TP

5
PT AG Bodenkunde 1982: Bodenkundliche Kartieranleitung. Hannover. 

TP

6
PT Bundesverband Boden (BVB) 1999: Bodenschutz in der Bauleitplanung – Vorsorgeori-
entierte Bewertung – Berlin. 
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6.4.3 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

Maßnahmen zur Überwachung sind nicht vorgesehen. 

 

6.5 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Die 2. Änderung des  B-Plans Nr. 57 wird durchgeführt, um die Ziele und Fest-
setzungen des B-Plans an heute vorhandene Nutzungsansprüche anzupassen. 
Die Änderung umfasst drei Teilbereiche:  

Im Teilbereich A wird die hier bereits seit ca. 13 Jahren als Übergangslösung 
vorhandene Steganlage und Nutzung des Wassersportvereins Ratzeburg lang-
fristig gesichert und die Genehmigungsfähigkeit herbeigeführt. Die Steganlage 
war im Zuge einer Altlastensanierung vorübergehend von ihrem ursprünglichen 
Standort an der Dominsel in den Geltungsbereich verlagert worden. Eine Zu-
rückverlagerung an den alten Standort wurde aus Gründen des Denkmalschut-
zes verwehrt. Im Teilbereich B wird die zulässige Größendimension eines vor-
handenen Bootskrans im Sportboothafen am Königsdamm / Bäker Weg den 
heutigen Anforderungen für das Einsetzen von Kielbooten angepasst. Im Teilbe-
reich C werden die baulichen Nutzungsmöglichkeiten für zwei kleine Gebäude 
innerhalb einer Grünfläche durch die Festsetzung als Gewerbegebiet langfristig 
gesichert. Die Gebäude sind derzeit als "zukünftig entfallend" innerhalb einer 
Grünflächenfestsetzung im B-Plan dargestellt.  

Im Teilbereich A kommt es mit den Festsetzungen zu Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Landschaft und Kulturgüter. Durch die Errichtung des Steges und 
eines Lagerschuppens am Steg werden das Landschaftsbild und die Blickbezie-
hungen auf den denkmalgeschützten Dom beeinträchtigt. Die Auswirkungen 
durch den Lagerschuppen werden durch baugestalterische Festsetzungen ge-
mindert.  

Die weiteren Schutzgüter Menschen, Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Klima und 
Luft sowie sonstige Sachgüter sind von den Planungen nicht erheblich betroffen. 

Im Teilbereich B sind keine Schutzgüter betroffen, da der Bootskran bereits vor-
handen ist und keine weiteren Festsetzungen oder Änderungen getroffen wer-
den. 

Im Teilbereich C kommt es durch die Überplanung einer großen Buche zu Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere. Bei den Tieren sind potenziel-
le Tagesquartiere der potenziell vorkommenden streng geschützten Fleder-
mausarten Zwergfledermaus, Breitflügelfledermaus, Wasserfledermaus und 
Großer Abendsegler betroffen.  

Weiterhin wird eine geringfügige Vergrößerung der überbaubaren Fläche festge-
setzt. Da aber nur bereits befestigte Fläche betroffen sind, fallen die Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Boden sehr gering aus. Eine Kompensation ist nicht er-
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forderlich. Auswirkungen auf das Ortsbild bleiben sehr gering, da die festgesetz-
te zulässige Bebauung im Rahmen der Größenordnung der vorhandenen Ge-
bäude bleibt.  

Die Schutzgüter Menschen, Wasser, Klima und Luft sowie Kultur- und sonstige 
Sachgüter sind nicht betroffen.  

Betroffenheiten von besonders oder streng geschützten Tierarten entstehen nur 
im Teilbereich C (s.o. 

Eine Verstärkung der erheblichen Umweltauswirkungen durch Wechselwirkun-
gen ist im Geltungsbereich nicht zu erwarten.   

Bei einem Verzicht auf die 2. Änderung des B-Planes Nr. 57 wäre im Teilbereich 
A die Steganlage wieder abzubauen, da die Genehmigungsfähigkeit für einen 
Verbleib am Standort fehlt. Die Errichtung eines Lagerschuppens wäre ebenfalls 
nicht genehmigungsfähig. In den Teilbereichen B und C kaum andere Entwick-
lungen zu erwarten. Der Bootskran im Teilbereich B ist an seinem Standort be-
reits vorhanden. Im Teilbereich C wären die Nutzungsmöglichkeiten der beiden 
Gebäude geringer, kurzfristig würden sich jedoch kaum Änderungen ergeben, da 
ein Abriss der Gebäude und Realisierung der Zielsetzung "öffentliche Grünflä-
che" nicht realistisch ist, weil die Gebäude im Privatbesitz stehen und nicht bau-
fällig sind. Bei der überplanten Buche ist zu erwarten, dass sie in absehbarer Zeit 
absterben wird und aus Gründen der Verkehrssicherheit abgenommen werden 
müsste. 

Die oben genannten Auswirkungen auf die Schutzgüter Landschaft und Kulturgü-
ter im Teilbereich A und auf Pflanzen und Tiere im Teilbereich C können durch 
Ausgleichsmaßnahmen kompensiert werden. Als Ausgleichsmaßnahmen ist im 
Teilbereich A die Anpflanzung von zwei Erlen am Ufer vorgesehen. Für den Ver-
lust des Baumes im Teilbereich C ist ein Ersatzbaum vorgesehen, für den Ver-
lust der potenziellen Fledermaustagesquartiere werden zwei Ersatzquartiere ge-
schaffen.  

Durch diese Maßnahme wird auch ein artenschutzrechtlicher Konflikt im Hinblick 
auf die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote nach § 42 BNatSchG vermieden.  

Anderweitige Lösungsmöglichkeiten für das geplante Vorhaben innerhalb des 
Geltungsbereichs stehen nicht zur Verfügung. 

 

 

7 Bodenordnung, Erschließungskosten 

Bodenordnende Maßnahmen sind zur Realisierung der Festsetzungen nicht not-
wendig. Öffentliche Erschließungsmaßnahmen sind ebenfalls nicht notwendig 
oder geplant.  
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8 Städtebauliche Vergleichswerte 

Geltungsbereich 2. Änderung B-Plan Nr. 57 gesamt 3.582 m² 

Teilbereich A 3.066 m²  

davon: öffentliche Wasserfläche  2.636 m² 

öffentliche Grünfläche  357 m² 

private Grünfläche 20 m² 

Fläche für Maßnahmen zum Schutz,  

zur Pflege und zur Entwicklung  

von Natur und Landschaft 53 m² 

 

Teilbereich B 46 m² 

davon: öffentliche Wasserfläche  38 m² 

Straßenverkehrsfläche 8 m² 
 

Teilbereich C 470 m² 

davon: Gewerbegebiet 153 m² 

öffentliche Grünfläche  267 m² 

Straßenverkehrsfläche 10 m² 

Fläche für Maßnahmen zum Schutz,  

zur Pflege und zur Entwicklung  

von Natur und Landschaft 40 m² 

 

 

 

 

 

9 Beschluss 

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Stadtvertretung am ................... 
gebilligt. 

 

            
Ratzeburg, den ....................       ______________________________ 

         Bürgermeister 
         

 

      Siegel 

 



PROKOM
  STAND: 21.10.2009

Stadt Ratzeburg 

Fachbeitrag Natur und Landschaft 
Anlage zur 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 57 



PROKOM

  I

Inhalt:  Seite: 

1 Anlass und Aufgabenstellung...........................................................1

2 Rechtliche Bindungen und übergeordnete Planungen...................2

3 Bestand und Bewertung....................................................................3
3.1 Allgemeine Charakterisierung und aktuelle Flächennutzung................3
3.2 Klima/Luft.............................................................................................4
3.3 Geologie, Boden ..................................................................................4
3.4 Wasser ................................................................................................6
3.5 Arten- und Lebensgemeinschaften ......................................................6
3.5.1 Pflanzen...............................................................................................6
3.5.2 Tiere ....................................................................................................10
3.6 Landschafts- und Ortsbild, Erholung ....................................................11

4 Beschreibung des Vorhabens...........................................................13

5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen.................................15
5.1 Vermeidung und Minimierung von baubedingten Beeinträchtigungen..15
5.2 Vermeidung und Minimierung von anlage- und betriebsbedingten 

Beeinträchtigungen ..............................................................................15

6 Darstellung der Auswirkungen des Vorhabens auf Natur und 
Landschaft und Konfliktanalyse .......................................................16

6.1 Auswirkungen im Teilbereich A ............................................................16
6.2 Auswirkungen im Teilbereich B ............................................................17
6.3 Auswirkungen im Teilbereich C............................................................17

7 Ausgleichsbedarf und Maßnahmen für Natur und Landschaft.......19
7.1 Ermittlung des erforderlichen Ausgleichs gemäß Eingriffsregelung .....19
7.2 Ausgleichsmaßnahmen und sonstige Maßnahmen der Grünordnung..19
7.2.1 Maßnahmen im Teilbereich A ..............................................................19
7.2.2 Maßnahmen im Teilbereich C ..............................................................22
7.2.3 Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs.....................................23

8 Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich .........................................23

9 Artenschutzrechtliche Prüfung.........................................................24
9.1 Rechtliche Grundlage...........................................................................24
9.2 Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung.......................................25

10 Umsetzung der Inhalte des Fachbeitrags Natur und Landschaft ...26

11 Literatur ..............................................................................................27



PROKOM

  II

ABBILDUNGSVERZEICHNIS 

Abb. 1: Ufer im Teilbereich A ......................................................................................... 12

Abb. 2: Ufer im Teilbereich C ......................................................................................... 13

TABELLENVERZEICHNIS 

Tab. 1: Biotopwertstufen .................................................................................................. 8

Tab. 2: Zulässige Neuversiegelung im Teilbereich C .................................................... 18

Tab. 3: Artenzusammensetzung für die Anpflanzung von Ufergehölzen im 

Teilbereich A...................................................................................................... 22

Tab. 4: Gegenüberstellung von Eingriff und Ausgleichsmaßnahmen............................ 23

PLANVERZEICHNIS 

Plan Nr. 1: Bestand M 1 : 500 

Plan Nr. 2: Entwurf M 1 : 500 



PROKOM

1 

1 Anlass und Aufgabenstellung  

Die Stadt Ratzeburg hat am 30.06.2008 beschlossen, den B-Plan Nr. 57, der seit 
dem 19.04.1997 rechtskräftig ist und mit Rechtskraft vom 11.12.2005 in einem 
Teilbereich geändert wurde, in drei Teilbereichen zu ändern.  

Die geplanten B-Plan Änderungen erfolgen, um 

- die vorhandene Schwimmsteganlage des Wassersportvereines Ratze-
burg e.V. am östlichen Domseeufer, 

- den vorhandenen Bootskran im Sportboothafen am Domsee sowie 

- die vorhandenen Gebäude des ehemaligen Kiosks südlich des Königs-
dammes 

in ihrem Bestand und ihren zukünftigen Nutzungs- und Entwicklungsmög-
lichkeiten langfristig planungsrechtlich zu sichern. 

Wenn auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von 
Bauleitplänen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, ist gemäß § 21 
BNatSchG über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuches zu entscheiden.  

Da im vorliegenden Fall Eingriffe nicht ausgeschlossen werden können, wird ein 
Fachbeitrag für Natur und Landschaft erarbeitet, der die erforderlichen Inhalte 
zur Abarbeitung der Eingriffsregelung enthält, wie sie im gemeinsamen Runder-
lass des Innenministeriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten 
vom 3. Juli 1998 festgelegt sind. Der Fachbeitrag ist als Anlage der Begründung 
des Bebauungsplanes beigefügt.  

Dieser Fachbeitrag umfasst die Bestandserfassung und Bewertung des Zustan-
des von Natur und Landschaft im Bereich der B-Plan Änderungen, die Ermittlung 
der Auswirkungen des Vorhabens und die Darstellung der notwendigen Maß-
nahmen (Vermeidungs-, Gestaltungs- und Kompensationsmaßnahmen).  

Weiterhin werden die Anforderungen des Artenschutzes aufgearbeitet und es 
wird geprüft, ob durch das Vorhaben Zugriffsverbote nach § 42 (1) Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatschG) verletzt werden.  

Lage und Abgrenzung des Planungsgebietes 

Die Fläche des B-Plans Nr. 57 erstreckt sich nördlich und südlich des Königs-
damms am östlichen Uferbereich des Domsees und des Stadtsees.  

Der Teilbereich A liegt am östlichen Domseeufer ca. 70 m nördlich des Sport-
boothafens mit der Segelschule / Bootsvermietung im Bereich Königsdamm / 
Bäker Weg. Er umfasst die vorhandene Schwimmsteganlage des Wassersport-
vereines (WSV) Ratzeburg e.V. mit Hinterland und öffentlichem Uferwanderweg.  

Der Teilbereich B (ca. 40 m²) umfasst den vorhandenen Bootskran im Sport-
boothafen mit Segelschule / Bootsvermietung am Königsdamm / Bäker Weg.  
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Der Teilbereich C (ca. 470 m²) liegt südlich des Königsdamms und umfasst 
den Uferbereich mit Grünflächen und zwei kleinen Gebäuden (ehemaliger 
Kiosk sowie ehemalige öffentliche Toilette) am Stadtsee (Kleiner Küchen-
see).  

2 Rechtliche Bindungen und übergeordnete Planungen 

Baurecht und Naturschutzrecht:

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind insbesondere 
die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu berücksichtigen. 

§ 10 Abs. 1 LNatSchG: Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des LNatSchG 
sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Verände-
rungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwas-
serspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können. 

§ 21 Abs. 1 BNatSchG: Wenn durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes Ein-
griffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, ist über die Vermeidung, den Aus-
gleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden.  

§ 42 Abs. 1, 5 BNatSchG: Die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf be-
sonders geschützte Arten sind im Hinblick auf die Zugriffsverbote nach § 42 Abs. 
1 Nr. 1 – 4 zu prüfen und ggf. erforderliche Maßnahmen vorzusehen. 

§ 1a Abs. 3 BauGB: Art und Umfang von Ausgleichsmaßnahmen sind auf der 
Grundlage des § 9 BauGB im Bebauungsplan festzusetzen. 

§ 135a BauGB: Im Bebauungsplan festgesetzte Ausgleichsmaßnahmen für die 
Eingriffe, die durch den Bebauungsplan zu erwarten sind, sind vom Vorhabensträ-
ger durchzuführen. Soweit Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle durchge-
führt werden sollen, soll die Gemeinde die Maßnahmen an Stelle und auf Kosten 
der Vorhabensträger durchführen. Voraussetzung für die Rückerstattung der Kos-
ten ist, dass im Bebauungsplan die Ausgleichsmaßnahmen den Eingriffsgrundstü-
cken nach § 9 Abs. 1a zugeordnet sind oder ein städtebaulicher Vertrag abge-
schlossen wird. 

Übergeordnete Planungen:

Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein, 1999 

Das Landschaftsprogramm stellt im Bereich Ratzeburg den Naturpark „Lauen-
burgische Seen“ dar als Raum für eine überwiegende naturverträgliche Nutzung 
mit dem Ziel, die Landschaft als Grundlage für die Erholung zu schützen. 
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Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum I, 1998 

Der Landschaftsrahmenplan weist im Bearbeitungsbereich ein Gebiet besonde-
rer Erholungseignung aus, das sich aufgrund der Landschaftsstruktur, insbeson-
dere der Zugänglichkeit der Landschaft, als Freizeit- und Erholungsraum eignet. 
Weiterhin gehört der Geltungsbereich zur Kernzone des Naturparks „Lauenbur-
gische Seen“. Der Naturpark ist Schwerpunkt für den Tourismus und die land-
schaftsbezogene Erholung.  

Landschaftsplan der Stadt Ratzeburg 1997 

Der Landschaftsplan der Stadt Ratzeburg, festgestellt am 15.09.1997, sieht im 
Bereich der einzelnen Teilgebiete folgende Zielsetzungen vor: 

Teilbereich A: Erhalt und Entwicklung der Grünverbindung entlang des Dom-
see-Ufers (bestehend aus dem Uferstreifen und den angrenzen-
den privaten Hausgärten der Seegrundstücke), 

 vorübergehende Nutzung eines Schwimm-Sammelsteges am 
Ostufer des Domsees durch den Wassersportverein Ratzeburg 
e.V. bis zur Verlagerung in eine zu planende Hafenanlage. 

Teilbereich B:  Standort für einen vorhandenen Sportboothafen 

Teilbereich C: Freiraumgestaltung und Grünordnung im Verlauf der Schweriner 
Straße zwischen Kreuzung und Bäker Platz, um mehr Einheit-
lichkeit, Geschlossenheit und Führung durch Bäume zu erzielen. 

3 Bestand und Bewertung 

Die nachfolgenden Bestandsdarstellungen und Bewertungen basieren, wenn 
nicht anders angegeben, auf einer Biotoptypenkartierung im Sommer 2008 sowie 
auf Angaben des Landschaftsplanes der Stadt Ratzeburg. 

3.1 Allgemeine Charakterisierung und aktuelle Flächennutzung 

Die Änderungsbereiche liegen am Ostufer des Domsees bzw. des Stadtsees 
nördlich und südlich des Königsdamms. Teilbereich B direkt nördlich des Kö-
nigsdamms ist durch die Nutzungen und den Betrieb des Sportboothafens (be-
festigte Verkehrsflächen mit randlichen Gebäuden und Baumbeständen sowie 
Boote, Materialien, Steg und Wasserfläche) geprägt. Im Bereich um die Teilflä-
che A weiter nördlich sind keine baulichen Nutzungen mehr vorhanden, hier ste-
hen die Wasserfläche mit Steg und Segelbooten, der Uferbereich mit Wander-
weg und Baumbestand und die privaten Gartenflächen im Vordergrund. Der 
Teilbereich C wird durch die Grünfläche mit Baumbestand und Fuß- und Radwe-
gen am Ufer des Stadtsees charakterisiert, in die sich die beiden kleinen Gebäu-
de des ehemaligen Kiosks einfügen. 
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Die drei Teilbereiche liegen im gesetzlichen Schutzstreifen für Gewässer gemäß 
§ 26 LNatSchG. 

3.2 Klima/Luft 

Das Ratzeburger Klima ist durch seine Übergangslage vom ozeanischen zum 
kontinentalen Klima geprägt. Der mittlere Jahresniederschlag liegt zwischen 650 
und 660 mm und damit unter dem schleswig-holsteinischen Durchschnitt. Es 
überwiegen Winde aus südwestlichen Richtungen, wobei die Windge-
schwindigkeiten aufgrund der Beckenlage des Ratzeburger Sees gebremst wer-
den. Aus demselben Grund ist die Luftfeuchtigkeit erhöht mit daraus resultieren-
der erhöhter Nebelbildung, besonders im Herbst. Untersuchungen zur Luftgüte 
von Ratzeburg ergeben eine mittlere bis gute Luftqualität für die Insel und damit 
auch für den Plangeltungsbereich. Dies ist bedingt durch die umgebenden Was-
serflächen. Vorbelastungen bestehen im Randbereich des Königdamms auf-
grund des verkehrsbedingten Schadstoffausstoßes.  

Als bioklimatisch bedeutsamer Bereich (z.B. Kaltluftentstehungs- sowie Kaltluft-
transportgebiet oder Frischluftquellgebiet) ist die Fläche des Ratzeburger Sees 
zu nennen.  

3.3 Geologie, Boden  

Bestand:

Der geologische Untergrund in den Änderungsbereichen ist im Tertiär und den 
nachfolgenden Eiszeiten angelegt worden. In die Hohlform des Ratzeburger 
Sees aus dem Tertiär erfolgten während der Eiszeiten wiederkehrend Eisvorstö-
ße. Während der letzten Weichsel-Eiszeit entstanden randlich Endmoränen aus 
lehmigem oder schluffigem sowie steinigem Sand über Schmelzwassersand. 
Stellenweise sind Mergelschichten ausgeprägt.  

Aus dem Bodenausgangsmaterial der Endmoränen haben sich an Land in den 
Hanglagen Pseudogley – Parabraunerden als Bodentyp entwickelt, während sich 
vor dem Seeufer eine schmale, teilweise vermoorte Verlandungszone gebildet 
hat. Diese ist in den Änderungsbereichen durch Befestigungen für Wege- und 
Straßenflächen und die Garten- und Grünanlagen weitgehend anthropogen über-
formt.  

Der Seeboden vor dem Ostufer des Domsees (Teilbereich A) wird durch Sand 
und Kies gebildet. Aufgrund von regelmäßigem Wellenschlag bleibt der Seebo-
den hier frei Schlammsedimentation. In den Tiefenzonen des Ratzeburger Sees 
bildet sich ausschließlich Faulschlamm, der teilweise sehr gashaltig ist. 

Vorbelastungen

Der natürliche Bodenaufbau und Bodenbildungsprozess ist im Bereich von Befes-
tigungen und Versiegelungen dauerhaft gestört.  
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Bewertung (Eignung):  

Die Leistungsfähigkeit der Böden wird über die Bodenfunktionen bewertet, die in 
§ 2 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) benannt werden. Im Mittelpunkt der 
Betrachtung stehen die natürlichen Bodenfunktionen sowie die Funktionen als 
Archiv der Natur- und Kulturgeschichte (vgl. BUNDESVERBAND BODEN 1999: 17, 
43).  

Als natürliche Bodenfunktionen nennt § 2 Abs. 2 BBodSchG die Lebensraum-
funktion des Bodens für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen (Eig-
nung als Standort für natürliche Vegetation und für Kulturpflanzen) sowie die 
Regelungsfunktion des Bodens.  

Im Rahmen der Regelungsfunktion wird der Boden betrachtet als: 

• Bestandteil des Naturhaushalts mit seinen Wasser- und Nährstoffkreis-
läufen,  

• Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf 
Grund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbe-
sondere auch zum Schutz des Grundwassers.  

Als Ergebnis einer 10.000 – 15.000 Jahre andauernden Entwicklung sind Böden 
Archive für natur- und kulturgeschichtliche Informationen, in denen vergangene 
Einwirkungen und Entwicklungen erforscht werden können (vgl. ebda: 49). In die-
sem Zusammenhang wird von der Archivfunktion des Bodens gesprochen. Damit 
sind nicht gemeint Standorte archäologischer Fundstellen, da es dabei nicht um 
den Boden an sich geht, sondern um die darin enthaltenen archäologischen Fund-
objekte.   

Der Natürlichkeitsgrad (Naturnähe) ist ein wichtiges Kriterium, um durch den 
Menschen möglichst wenig beeinflusste Böden zu schützen. Je höher der Natür-
lichkeitsgrad eines Bodens, desto schutzwürdiger ist der Boden und umso größer 
sind Schäden durch einen Eingriff (vgl. ebda: 53). 

Die Archivfunktion und der Natürlichkeitsgrad des Bodens bilden wesentliche Krite-
rien hinsichtlich einer Einschätzung der Schutzwürdigkeit von Böden. 

Die dargestellte Bewertungssystematik wird auf die Landböden in den Änderungs-
bereich angewendet, für subhydrische Böden ist sie ungeeignet.  

Bewertung

Die Lebensraumfunktion des Landbodens in den Änderungsbereichen ist auf-
grund der bestehenden anthropogenen Überprägungen von geringer Bedeutung 
als Standort sowohl für natürliche Vegetation als auch für Kulturpflanzen1. 

                                               

1  Diese und die nachfolgenden Bewertungen beruhen auf dem Bewertungsrahmen nach 

BUNDESVERBAND BODEN (1999). 
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Auch die Regelungsfunktion im Stoff- und Wasserhaushalt ist aufgrund der 
bestehenden Verdichtungen und Versiegelungen in den Änderungsbereichen nur 
gering einzustufen. 

Die Böden haben weder naturgeschichtlich (als seltener Boden) noch kulturge-
schichtlich (geprägt durch bestimmte Bewirtschaftungsformen) Bedeutung, so 
dass die Archivfunktion im Geltungsbereich ohne Bedeutung ist.  

Der Natürlichkeitsgrad des Bodens ist aufgrund der anthropogenen Verände-
rungen gering einzuschätzen.  

Aus der Sicht des Bodenschutzes ist im Hinblick auf die Planänderungen nur von 
einem geringen Konflikt auszugehen, da die betroffenen Böden in der Gesamt-
schau aller Bodenfunktionen nur ein geringes Funktionspotenzial aufweisen.  

3.4 Wasser 

Aufgrund von Nährstoffeinträgen (u. a. aus Landwirtschaft durch einmündende 
Gewässer, einzelne Oberflächenwasser- und Abwassereinleitungen) wird die 
Gewässergüte des Domsees eutroph und die des Stadtsees eutroph-polytroph 
eingestuft (vgl. STADT RATZEBURG 1997a:21ff).  

Die Uferstrukturen in den Änderungsbereichen weisen keine Flachwasserzonen 
auf, da sich die relativ steilen Uferhänge zum Ratzeburger See auch unter Was-
ser fortsetzen2.  

Naturnahe Uferabschnitte sind in den Änderungsbereichen nicht vorhanden. Im 
Teilbereich A ist die Uferkante überwiegend von einem schmalen ruderalen 
Staudensaum mit Erlen bestanden (s. Abb. 1). Im Bereich des Schwimmstegs ist 
die Uferkante komplett befestigt und versiegelt. Gleiches gilt für den Teilbereich 
B. Im Teilbereich C ist die Uferkante durch Findlinge befestigt und - bis auf einen 
schmalen Gebüschstreifen - durch intensive Nutzung festgetreten (s. Abb. 2).  

3.5 Arten- und Lebensgemeinschaften 

3.5.1 Pflanzen 

Bestand

Die Bestandsbeschreibung erfolgt auf Grundlage der Biotoptypenkartierung im 
Juli 2008. 

                                               

2 Durchschnittliche und maximale Gewässertiefen:  

Domsee 12 m bzw. 16 m, Stadtsee 10 m bzw. 13,5 m 
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Teilbereich A:

Ein Großteil dieses Änderungsbereichs wird von der offenen Wasserfläche des 
Domsees eingenommen. Am Uferstreifen verläuft ein schmaler ruderaler Stau-
densaum mit z.T. nährstoffliebenden Arten frischer bis feuchter Standorte wie 
Großer Brennnessel (Urtica dioica), Zaunwinde (Calystegium sepium), Giersch 
(Aegopodium podagraria), Zottiges Weidenröschen (Epilobium hirsutum), Klet-
ten-Labkraut (Galium aparine) und Gänse-Fingerkraut (Potentilla anserina). Grä-
ser kommen hier nur mit untergeordneten Anteilen vor, stellenweise kommt auch 
Schilfröhricht (Phragmites australis) durch. Innerhalb dieses Streifens stehen 
Schwarz-Erlen (Alnus glutinosa) in Reihe oder in Gruppen, z.T. auf den Stock 
gesetzt. Nördlich des Steges im Bereich der dortigen Erlengruppe wird der 
schmale Uferstreifen als Rasenfläche regelmäßig gemäht und als Zugang in 
den See genutzt. Der Uferbereich am Steg ist vom Wassersportverein durch 
Betonplatten befestigt worden; die an der Kante im Wasser aufkommenden jun-
ge Erlen- und Weidengehölze wurden gekappt und zu einer Hecke in Form 
geschnitten. 

Auf der Ostseite des wassergebundenen Uferweges grenzen Gartenflächen
an, die mit Rasen, niedrigen Ziergehölzen und Schnitthecken gestaltet sind 
und intensiv gepflegt werden. Zwischen den Gartengrundstücken befindet sich 
am nordöstlichen Rand des Änderungsreichs eine unbebaute und ungenutzte 
Fläche. Hier erstreckt sich am Rand zum Uferweg ein schmaler, meist nicht mehr 
als 1 m breiter Schilfsaum, der z.T. von den Arten des Seeufers, z.T. aber auch 
durch ruderale Arten beeinflusst ist. Daran anschließend ist Richtung Osten eine 
ruderale Staudenflur ausgebildet, die eine ähnliche Artenzusammensetzung hat 
wie der ruderale Staudensaum am Seeufer (Große Brennessel, Behaartes Wei-
denröschen, Giersch, Kletten-Labkraut).  

Teilbereich B:

Im Teilbereich selbst befinden sich nur befestigte Flächen, eine Steg- und eine 
Slipanlage und die Wasserfläche. Nördlich schließt sich eine Gruppe größerer 
Schwarz-Erlen an, die leider stark durch Befestigungen und Materiallagerungen 
eingeengt ist. Südlich verläuft ein wassergebundener Uferweg mit seitlichen, 
regelmäßig gemähten Rasenstreifen und einer Schnitthecke aus Liguster. 

Teilbereich C:

Dieser Teilbereich wird durch den prägnanten Einzelbaumbestand aus Laub-
bäumen gekennzeichnet (Platane, Rot-Buche, Rosskastanie, Schwarz-Erle, 
Hänge-Birke, Trauer-Weide, Spitz-Ahorn, Sommer-Linde, Esche). Insbesondere 
eine Platane, eine Rosskastanie und eine Rot-Buche mit jeweils 1,20 m bzw. 
1,10 m Stammdurchmesser ragen heraus. Die Rot-Buche steht sehr ungünstig 
zwischen den beiden Gebäuden und weist eine sehr schüttere Belaubung in der 
Krone auf, so dass davon ausgegangen werden muss, dass sie kurz- bis mittel-
fristig eingehen wird. Die Bäume überschirmen die beiden Gebäude, die von 
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wassergebundenen Wegen und Flächen, regelmäßig gemähten Rasenflä-
chen und dem Uferbereich mit vegetationsfreien Flächen und einem schmalen, 
niedrigen Gebüschstreifen aus aufkommenden Erlen und Weiden umgeben ist. 
Ufertypische krautige Vegetation ist hier kaum vorhanden. Die östlich gelegene 
Rasenfläche wird am Südrand von einem Gebüschstreifen aus überwiegend 
Ziergehölzen wie Spierstrauch, Hartriegel sowie Schwarzem Holunder gebildet. 

Nach § 25 LNatSchG geschützte Biotope sind in den Änderungsbereichen nicht 
vorhanden. Auch der schmale Schilfsaum am Uferweg im Teilbereich A ist auf-
grund seiner Kleinflächigkeit und geringen Breite nicht geschützt. Besonders 
oder streng geschützt Pflanzenarten wurden nicht vorgefunden. 

Bewertung

Die Bewertung der Biotopflächen ist in der nachfolgenden Tabelle zusammenge-
fasst. 

Tab. 1: Biotopwertstufen 

Wertstufe Definitionen / Kriterien Biotoptypen im Plangebiet 

5 

sehr hoher Biotopwert: 
sehr wertvolle, naturnahe Biotoptypen, Reste 
der ehemaligen Naturlandschaft, Lebensstät-
te für viele seltene oder gefährdete Arten, 
extensiv bis gar nicht genutzt, zum Teil sehr 
lange Regenerationszeit, kaum oder gar nicht 
ersetzbar/ausgleichbar 

• nicht vorhanden im Plangebiet 

4 

hoher Biotopwert: 
naturnahe Biotoptypen mit wertvoller Rück-
zugsfunktion für viele, teilweise gefährdete 
Arten, mäßig bis geringfügig genutzt; lange 
bis mittlere Regenerationszeit, nur bedingt 
ersetzbar 

• offene Wasserfläche von Domsee und 
Stadtsee 

3 

mittlerer Biotopwert: 
relativ extensiv genutzte Biotoptypen inner-
halb intensiv genutzter Räume mit Rückzugs- 
und/oder Vernetzungsfunktion; Gebiet mit 
lokaler Bedeutung für den Arten- und Biotop-
schutz, mäßige Nutzungsintensität, relativ 
rasch regenerierbar 

• Erlengehölze am Ufer 

• Einzelbäume, Baumgruppen 

• schmaler Schilfsaum im Teilbereich A 
(im Zusammenhang mit dem anschlie-
ßenden Biotopkomplex auf der unge-
nutzten Fläche) 

2 

geringer Biotopwert:
stark anthropogen beeinflusste Biotoptypen 
mit geringer Artenvielfalt, Vorkommen nur 
noch weniger standortspezifischer Arten; 
Lebensraum für Allerweltsarten, kurzfristig 
entstehend bzw. schnell ersetzbar 

• ruderale Staudensäume am Ufer 

• Gebüschstreifen, 

• Rasenflächen, 

• Ziergehölze, 

• Schnitthecke 

1 

sehr geringer Biotopwert:
Biotoptypen ohne Rückzugsfunktion, intensiv 
genutzt, mit überall schnell ersetzbaren 
Strukturen; extrem artenarm bzw. lediglich für 
einige wenige Allerweltsarten von Bedeutung, 
sehr stark belastet;  

• Flächen mit wassergebundener Befesti-
gung (Uferwege) 
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Wertstufe Definitionen / Kriterien Biotoptypen im Plangebiet 

0 
ohne Biotopwert: 

überbaute oder vollständig versiegelte Flä-
chen  

• Asphaltierte / gepflasterte / betoniert 
Flächen 
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3.5.2 Tiere 

Aufgrund der Geringfügigkeit der zu erwartenden Eingriffe der Planung wird auf 
eigenständige fachgutachterliche Aussagen zur Fauna im Betrachtungsraum 
(Änderungsbereiche A – C und ihr Umfeld) verzichtet. Die Darstellung konzent-
riert sich auf die Tierartengruppen, die im Rahmen der Anforderungen des Ar-
tenschutzes nach § 42 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie in Bezug 
auf die Eingriffsregelung relevant sind und im Betrachtungsraum vorkommen 
und betroffen sein könnten. Dies sind die nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 BNatSchG und 
Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie besonders geschützten europäischen Vogel-
arten und die nach § 10 Abs. 2 Nr. 11 BNatSchG und Anhang IV Arten der FFH-
Richtlinie streng geschützten Fledermäuse.  

Bestand

Anhand der vorhandenen Biotopstrukturen können folgende Aussagen zu poten-
tiellen Tiervorkommen getroffen werden: 

- Vögel 

Durch die überwiegend intensiven Nutzungen in den Teilbereichen und ihrem 
Umfeld ist hier lediglich mit häufigen und störungsunempfindlichen Vogelarten zu 
rechnen. Gefährdete Arten sind nicht zu erwarten. 

Die ausgedehnten Wasserflächen des Großen Ratzeburger Sees und die zum 
Teil ausgedehnten Röhrichtbestände außerhalb des Stadtgebietes haben eine 
große Bedeutung für Wasservögel sowohl als Brutort als auch in der Mauser- 
und Rastzeit. Die stadtnahen und intensiv genutzten Seeflächen im Betrach-
tungsraum werden jedoch allenfalls als Teillebensräume von häufigen und unge-
fährdeten Arten der Gewässer wie Blässralle, Stockente, Haubentaucher, Hö-
ckerschwan und Lachmöwe genutzt. Eine Brut ist hier wegen der intensiven 
sommerlichen Nutzung und fehlender geeigneter Lebensraumstrukturen nicht 
möglich.  

Die wenigen Gehölzstrukturen im Betrachtungsraum können nur wenigen stö-
rungsunempfindlichen und anspruchslosen Gehölzbrüterarten Brut- oder Nah-
rungslebensraum bieten. Dazu zählen Gehölzfreibrüterarten wie z.B. Amsel, 
Zaunkönig, Rotkehlchen, Zilpzalp, Ringeltaube oder Elster u.a. sowie Gehölz-
höhlenbrüterarten wie Kohl- und Blaumeise, Kleiber oder Gartenbaumläufer. 
Letztgenannte sind allenfalls im Baumbestand beim Teilbereich C zu erwarten, 
da die Erlen im Bereich der Teilgebiete A und B kaum Totholzanteil sowie Höh-
lungen und Spalten aufweisen.  

Gefährdete Vogelarten sind nicht zu erwarten. 
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- Fledermäuse 

Als Fledermausarten, die im Siedlungsraum oder am Siedlungsrand vorkommen, 
sind zum einen die Zwergfledermaus und die Breitflügelfledermaus zu nennen. 
Sie bewohnen Dachböden und Spalten in Gebäuden sowie Spalten und Risse in 
größeren Bäumen. Als geeignete Jagdgebiete werden u.a. städtische Siedlungs-
bereiche mit älterem Baumbestand, Siedlungsränder, Dörfer, gehölzreiche freie 
Landschaftsteile oder Viehweiden, aber auch baumbestandene Straßenzüge 
bevorzugt, wo sie entlang von Straßenlampen durch das Licht angezogene In-
sekten erbeuten. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass diese Arten poten-
tiell auch im Betrachtungsraum jagen.  

Aufgrund der Lage am Seeufer können zum anderen auch Vorkommen der 
Waldfledermausarten Wasserfledermaus und Großer Abendsegler nicht ausge-
schlossen werden, die bevorzugt über Wasserflächen jagen und den Betrach-
tungsraum zur Nahrungssuche aufsuchen könnten (Teilbereiche A und C).  

Quartiere sind nur im Teilbereich C anzunehmen, wo Höhlen oder Spalten in den 
in den großen Bäumen ggf. als sommerliche Quartiere oder Tagesverstecke 
genutzt werden. Die Gebäude hier weisen dagegen keine Eignung als Fleder-
mausquartier auf. 

Alle genannten potenziell vorkommenden Fledermausarten sind streng ge-
schützt. Ein Gefährdungsstatus besteht nicht. Die Breitflügelfledermaus wird in 
der Vorwarnliste der Roten Liste Schleswig-Holstein geführt.  

Bewertung

Insgesamt sind die Teilbereiche nur von geringer Bedeutung für die Tierwelt. 
Aufgrund des Störungsreichtums an Land und auf dem Wasser sind gefährdete 
Arten hier nicht zu erwarten.  

3.6 Landschafts- und Ortsbild, Erholung  

Bestand

Die Änderungsbereiche befinden sich am Ostufer des Domsees bzw. Stadtsees 
mit prägnanten Blickbezügen auf die Altstadtinsel. Die Lage am Wasser prägt 
das Landschafts- bzw. Ortsbild. 

Teilbereich A ist durch seinen eher landschaftlichen Charakter zwischen großzü-
gigen Gartengrundstücken und offener Wasserfläche gekennzeichnet. Der vor-
handene Schwimmsteg bildet hier den Abschluss der sich von Süden her erstre-
ckenden Steganlagen und Bootsliegeplätze. Vom Uferweg bestehen Blickbezie-
hungen auf den Domsee mit Domblick. Der für die Erholung nutzbare Bereich ist 
allerdings relativ schmal, da der Uferwanderweg auf der Landseite direkt an den 
Zäunen und Hecken der angrenzenden Gartennutzung entlangführt (s. Abb. 1).  
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Der Bereich mit dem Teilbereich B am Königsdamm ist eher städtisch geprägt. 
Hier bestimmen der Betrieb des Sportboothafens sowie befestigte Flächen und 
Gebäude das Bild. Die Außenlagerung von Gerätschaften und Materialien und 
der vorhandene Bootskran überlagern reizvolle Ausblicksmöglichkeiten über die 
Steganlage auf den Domsee und die Altstadtinsel.  

Teilbereich C südlich des Königsdamms ist durch die Grünflächen mit dem 
Baumbestand städtisch geprägt. Die beiden kleinen Gebäude fügen sich in Di-
mension und Außenwirkung grundsätzlich in den Standort ein. Die Abstände 
zwischen den Gebäude, den hier vorbeilaufenden und sich verzweigenden We-
gen und dem Ufer sind jedoch recht eng (s. Abb. 2).  

Vorbelastungen

Der Verkehrslärm von Königsdamm und Schweriner Straße wirkt negativ in die 
Teilbereiche B und C hinein.  

Bewertung

Die besondere Bedeutung für das Ortsbild und stadtnahe Erholung ergibt sich 
durch die Lage am See gegenüber der Altstadtinsel mit teilweise prägnanten 
Blickbeziehungen. Dies gilt insbesondere für den Teilbereich A, während die Be-
deutung in den Teilbereichen B und C durch die intensive Freizeitnutzung und 
die Belastungen vom angrenzenden Straßenverkehr eingeschränkt ist.   

Abb. 1: Ufer im Teilbereich A 
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Abb. 2: Ufer im Teilbereich C 

4 Beschreibung des Vorhabens  

Teilbereich A 

Die vorhandene Schwimmsteganlage wird als Gemeinschaftsanlage für Boots-
liegeplätze ausgewiesen und mit einem Baufenster in der Wasserfläche festge-
setzt. Zulässig ist eine Schwimmsteganlage und die Möglichkeit, einen Lager-
schuppen für Bootszubehör, -materialien etc. auf einer Stegplattform im uferna-
hen Bereich der Wasserfläche zu errichten. Hierfür dürfen insgesamt maximal 
250 m² in Anspruch genommen werden (Festsetzung als maximal überbaubare 
Grundfläche, auf den Lagerschuppen entfallen davon maximal 20 m² Grundflä-
che). Weiterhin wird die zulässige Höhe für die Lagerhütte auf max. 3,00 m über 
der Stegplattform begrenzt.  

Es erfolgt keine Begrenzung der zulässigen Zahl der Bootsliegeplätze, durch den 
Zuschnitt des Baufensters und die Begrenzung der überbaubaren Grundfläche 
wird jedoch ein Rahmen geschaffen, der der heutigen Größenordnung ent-
spricht. 

Das Seevorland wird als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit der Zweckbestimmung Suk-
zession festgesetzt, in dem aber Maßnahmen zum Uferschutz und zur Sicherung 
bzw. Befestigung der Steganlage zulässig sind. Die durch den Wassersportver-
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ein vorgenommene Abzäunung und Befestigung ist bis auf den Zutritt zur Steg-
anlage zurück zu bauen. Im restlichen Uferstreifen ändert sich gegenüber den 
bestehenden B-Plan Festsetzungen nichts. Er wird weiter als öffentliche Grünflä-
che mit Wanderweg und Anpflanzungen festgesetzt. 

Teilbereich B 

Hier werden lediglich die maximal zulässigen Maße für den Bootskran geändert. 
Sie werden auf 7,00 m Höhe und 6,00 m Ausladung hochgesetzt, was in etwa 
der jetzigen Dimension des Krans entspricht. Die Flächenfestsetzungen werden 
gegenüber dem Ursprungsbebauungsplan nicht geändert. 

Teilbereich C 

Die kleinen Flurstücke, auf denen die beiden 36 bzw. 20 m² großen Gebäuden 
stehen, werden als Gewerbegebiet festgesetzt. Es sind lediglich nicht störende 
gewerbliche Nutzungen wie Kiosk, Gastronomie (Bistro), Laden oder Büro zuläs-
sig. Tankstellen, Vergnügungsstätten, Gartenbaubetriebe werden ebenso aus-
geschlossen wie eine Wohnnutzung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauGB (Betriebswoh-
nung o.ä.) oder eine Nutzung als Lagerhaus oder Lagerplatz.  

Innerhalb des Baufenster, das eng um die beiden Gebäude gezogen ist, sind 
maximal 75 m² als überbaubare Grundfläche zulässig. Für die Gebäudehöhe 
wird ein Höchstmaß von 4,30 m sowie für die Traufhöhe von 2,90 m festgelegt. 
Dies entspricht der derzeitigen Höhe des nördlichen Gebäudes. Untergeordnete 
Nebengebäude und –anlagen außerhalb der Baugrenzen, Stellplätze und Gara-
gen sowie Lagerflächen werden ausgeschlossen. 

Südlich der Gebäude wird eine Fläche für Nebenanlagen festgesetzt, in dem ein 
Terrassen- oder Ausstellungsbereich eingerichtet werden kann. Da der Platz 
innerhalb der Gewerbegebietsfläche nicht ausreicht, wird diese Fläche in die 
öffentliche Grünfläche hineingezogen. Lagerflächen dürfen hier nicht eingerichtet 
werden. Die umgebenden Flächen werden wie bisher als öffentliche Grünflächen 
mit Wegebeziehungen ausgewiesen, am Uferstreifen erfolgt die Ausweisung 
einer Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft mit der Zweckbestimmung Sukzession. Auch hier 
sind notwendige Maßnahmen zur Uferbefestigung zulässig. 

Erschließungsmaßnahmen sind in keinem Teilbereich erforderlich. Anlagen zur 
Ver- und Entsorgung sind ebenfalls nicht vorgesehen. Die Stegnutzer im Teilbe-
reich A können – wie bisher – die öffentlichen Toiletten im naheliegenden Sport-
boothafen nutzen.  

Das Niederschlagswasser aus dem kleinen Gewerbegebiet im Teilbereich C wird 
vor Ort versickert, das Niederschlagswasser von den Verkehrsflächen in den 
Teilbereichen B und C wird über die Straßenentwässerung abgeleitet. 
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5 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

5.1 Vermeidung und Minimierung von baubedingten Beeinträchtigungen 

• Vermeidung der Beeinträchtigung von Gehölzbeständen während der 
Bauphase  

Bei Baumaßnahmen in der Nähe von Gehölzbeständen werden die Gehölze 
während der Baudurchführung vor Beeinträchtigungen gemäß DIN 18920 ge-
schützt. Auch die Lagerung von Bodenmassen in ihren Kronentraufbereichen ist 
nicht zulässig. 

• Vermeidung der Beeinträchtigungen geschützter Fledermaus- und Vo-
gelarten durch Beachtung der gesetzlichen Fäll- und Rodungsfrist 

Das Fällen der Buche im Teilbereich C erfolgt nur innerhalb der gesetzlich zuläs-
sigen Fäll- und Rodungsfrist zwischen dem 01. Oktober und dem 14. März. 

• Schutz des Bodens vor baubedingten Beeinträchtigungen 

Der von Baumaßnahmen betroffene Oberboden wird vor Beginn der Baudurch-
führung gemäß DIN 18300 sachgemäß ausgebaut, zwischengelagert und soweit 
wie möglich wieder verwendet. Für den Bau erforderliche Zuwegungen und Bo-
denlagerflächen, die nicht für Versiegelungsflächen vorgesehen sind, werden 
nach Abschluss der Bauphase wieder zurückgebaut und gelockert.  

• Vermeidung von baubedingten Beeinträchtigungen des Boden und des 
Sees durch Öl-, Schmier- und Treibstoffe 

Zur Vermeidung von Belastungen des Bodens und des Seewassers ist beson-
ders sachgerecht und vorsichtig mit Öl, Schmierstoffen und Treibstoffen umzu-
gehen.  

5.2 Vermeidung und Minimierung von anlage- und betriebsbedingten Be-
einträchtigungen 

• Erhalt von Gehölzbeständen 

Der vorhandene Baumbestand in den Teilbereichen wird zum Erhalt festgesetzt. 
Die Bestände sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. 

• Gestalterische Festsetzungen für Gebäude  

Zur Minimierung der optischen Auswirkungen der zulässigen Bebauung im Teil-
bereich A (Lagerschuppen auf Steg) und im Teilbereich C werden Festsetzungen 
zur maximalen Höhenentwicklung und zur Baugestaltung getroffen.  

Im Teilbereich A darf der Lagerschuppen eine maximale Höhe von 3 m über der 
Stegplattform nicht überschreiten. Er ist in Holzbauweise mit dunkler oder holz-
typischer Farbgebung zu errichten. Weiterhin ist als Dachform lediglich ein Sat-
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teldach mit mindestens 30° Dachneigung zulässig, das typisch ist für Bootshäu-
ser oder Hütten am Seeufer. Als Material sind Reet oder optische ähnliche Mate-
rialien, Gründächer oder naturfarbene Zinkdächer zugelassen. 

Im Teilbereich C werden ebenfalls Höhenbegrenzungen zur Gesamthöhe und 
zur Traufhöhe festgesetzt, die der Höhe des vorhandenen nördlichen Gebäudes 
entsprechen. Weiterhin werden auch hier baugestalterische Festsetzungen zur 
Dachform (nur Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdach) und Materialwahl sowie 
zur Farbgestaltung der Außenwände getroffen. 

6 Darstellung der Auswirkungen des Vorhabens auf Natur 
und Landschaft und Konfliktanalyse 

Nachfolgend werden die Auswirkungen dargestellt, die nach Durchführung der 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen für Natur und Landschaft noch zu 
erwarten sind.  

6.1 Auswirkungen im Teilbereich A  

Für die Bewertung der Auswirkungen im Teilbereich A muss von dem Zustand 
vor der zunächst provisorisch geplanten Errichtung der Steganlage des Wasser-
sportvereins bzw. von den Festsetzungen des rechtskräftigen B-Plans Nr. 57 
ausgegangen werden.  

Boden und Wasser, Luft und Klima 

Die überbaubare Grundfläche von max. 250 m² gilt nur für schwimmende bauli-
che Anlagen. Die im Rahmen der provisorischen Stegnutzung durchgeführten 
Befestigungen vor der Steganlage werden gemäß B-Plan Festsetzung bis auf 
den Zutritt zur Steganlage wieder entfernt. Neuversiegelungen sind durch die B-
Plan Festsetzungen daher nur in sehr geringem Umfang im Bereich des Zu-
gangs zur Steganlage vorgesehen (wenige m²). Insgesamt sind mit den Ände-
rungsfestsetzungen im Teilbereich A keine erheblichen Beeinträchtigungen der 
Landschaftsfaktoren Boden und Wasser, Luft und Klima zu erwarten. 

Pflanzen

Die zulässigen baulichen Anlagen sind nur auf der Wasserfläche vorgesehen. 
Vegetationsstrukturen sind durch die B-Plan Festsetzungen nur durch den Zutritt 
zur Steganlage vom Weg aus betroffen (Krautstreifen). Der Verlust der halbrude-
ralen Gras- und Staudenfluren durch die Befestigung vor dem Steg wird durch 
den festgesetzten Rückbau zurückgenommen. Die Flächen werden der Sukzes-
sion überlassen. Da es sich um schnell regenerationsfähige Strukturen geringen 
Biotopwerts handelt, werden insgesamt keine erheblichen Beeinträchtigungen 
gesehen. Maßnahmen zur Ufersicherung sind zulässig, solange es sich um in-
genieurbiologische Maßnahmen möglichst mit lebenden Materialien handelt.  
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Tiere

Da der betroffene Uferbereich keine Eignung für Brutplätze von Wasservögeln 
aufweist und keine Gehölzstrukturen betroffen sind, gehen mit der Festsetzung 
der Steganlage keine Brutreviere von Vögeln verloren. Erhebliche betriebsbe-
dingte Störungen für die vorkommenden Vogelarten sind nicht zu erwarten, da 
der Teilbereich vor der Errichtung der Steganlage schon durch Erholungsnut-
zung und Badenutzung durch die Anwohner in Anspruch genommen wurde und 
daher nur mit häufigen, störungsunempfindlichen Vogelarten zu rechnen war.  

Auswirkungen auf Fledermäuse sind nicht zu erwarten, da die Festsetzungen 
keine Quartiere betreffen und Nahrungshabitate nicht beeinträchtigt werden. 

Konflikte mit artenschutzrechtlicher Relevanz treten nicht auf. 

Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild

Die Steganlage wird in einem Bereich festgesetzt, der vorher keine Bootsliege-
plätze aufwies. Hinzu kommt der festgesetzte Lagerschuppen. Betroffen ist ein 
bis dahin landschaftlich geprägter, unverbauter Uferstreifen mit Blickbeziehun-
gen auf den See. Insbesondere durch das bis zu 3 m hohe Gebäude wird die 
Sichtbeziehung vom Wanderweg auf den Domsee, die Altstadtinsel und den 
denkmalgeschützten Dom gestört bzw. unterbrochen. Die Steganlage und der 
zulässige Lagerschuppen wirken sich daher negativ auf das typische Land-
schaftsbild aus. Trotz Beschränkungen zur Gebäudehöhe und baugestalterischer 
Festsetzungen zu Dachform und Außenfassaden des geplanten Gebäudes stellt 
dies eine erhebliche Auswirkung auf das Landschaftsbild dar.  

6.2 Auswirkungen im Teilbereich B 

Die Festsetzungen hier betreffen nur den bereits vorhandenen Bootskran. Die 
zulässige Höhe wird um 1,50 m, die Ausladung um 2,00 m erhöht. Im Vergleich 
zu den bestehenden Flächenfestsetzungen werden keine Veränderungen vorge-
nommen. Daher kommt es hier nicht zu Auswirkungen auf die Landschaftsfakto-
ren Boden, Wasser, Luft oder Klima. Vegetationsstrukturen oder Tierlebensräu-
me sind ebenfalls nicht betroffen. 

Die zu erwartenden Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild werden vor 
dem Hintergrund der bereits bestehenden Prägung durch die Anlagen des 
Sportboothafens gering eingeschätzt. 

Konflikte mit artenschutzrechtlicher Relevanz treten nicht auf. 

6.3 Auswirkungen im Teilbereich C 
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Boden und Wasser, Luft und Klima 

Der Umfang der zulässigen Neuversiegelung ergibt sich aus der zukünftig zuläs-
sigen Versiegelung abzüglich der bereits vorhandenen versiegelten Flächen. 

Tab. 2: Zulässige Neuversiegelung im Teilbereich C 

Flächen-
festsetzung 

max. überbauba-
re Grundfläche 

Überschreitung 
Nebenanlagen 

Vorhandene 
Versiegelung 

zulässige 
Neuversiege-

lung 

Gewerbe-

gebiet 

75 m² 50% = 37,5 m² 75 m² 37,5 m² 

öffentliche 

Grünfläche 

- Fläche für Neben-

anlagen: 22 m² 

- 22 m² 

   gesamt 59,5 m² 

Es ergibt sich eine zusätzlich mögliche Neuversiegelung von 59,5 m².  

Da die betroffenen Flächen um die Gebäude herum und im Bereich der Grünflä-
che vegetationslos und bereits wassergebunden befestigt sind, fallen die Auswir-
kungen auf den Boden, die durch eine Vollversiegelung entstehen, nur gering 
aus. Aus diesem Grund und aufgrund der geringen Größenordnung wird die zu-
sätzlich mögliche Neuversiegelung nicht als erhebliche oder nachhaltige Beein-
trächtigung im Sinne der Eingriffsregelung bewertet.  

Auswirkungen auf den Landschaftsfaktor Wasser entstehen nicht, da das anfal-
lende Oberflächenwasser nur gering verschmutzt ist und vor Ort versickert wird 
oder in den Stadtsee abfließen kann.  

Auswirkungen auf die Landschaftsfaktoren Luft und Klima sind bei der geringen 
Größenordnung ebenfalls nicht zu erwarten. 

Pflanzen

Die einzige betroffene Vegetationsstruktur im Bereich des Baufensters und der 
Fläche für Nebenanlagen ist die große Rot-Buche, die zwischen den beiden Ge-
bäuden steht. Der Baum wird durch das Baufenster überplant und kann dann für 
zukünftige Baumaßnahmen gefällt werden. Dadurch sind erhebliche Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Pflanzen zu erwarten, die aufgrund der geringen Vitalität 
jedoch geringer ausfallen als bei einem gleich großen gesunden Baum.  

Ansonsten sind die zulässigen baulichen Anlagen nur im Bereich von bereits 
befestigten oder versiegelten Flächen vorgesehen, sind insgesamt keine Auswir-
kungen durch die Planung auf Pflanzen zu erwarten. 
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Tiere

Durch die Überplanung der Rot-Buche sind ggf. Tagesquartiere der potenziell 
vorkommenden streng geschützten Fledermausarten Zwergfledermaus, Breitflü-
gelfledermaus, Wasserfledermaus und Großer Abendsegler betroffen. Nah-
rungshabitate der Fledermäuse werden nicht beeinträchtigt. 

Bau- oder betriebsbedingte Störungen sind nicht zu erwarten, weil im Teilbereich 
nur mit häufigen und störungsunempfindlichen Vogelarten zu rechnen ist.  

Konflikte mit artenschutzrechtlicher Relevanz treten durch den Verlust von po-
tenziellen Tagesquartieren für die streng geschützten Fledermausarten Zwerg-
fledermaus, Breitflügelfledermaus, Wasserfledermaus und Großer Abendsegler 
auf. Das Töten einzelner Tiere beim Fällen wird durch die Einhaltung der gesetz-
lichen Frist nach § 34 LNatSchG vermieden. 

7 Ausgleichsbedarf und Maßnahmen für Natur und Land-
schaft 

7.1 Ermittlung des erforderlichen Ausgleichs gemäß Eingriffsregelung 

Durch die Planung ist im Teilbereich A eine erhebliche Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes zu erwarten. Im Teilbereich C kommt es durch die Überpla-
nung einer großen Rotbuche zu einem Eingriff in das Schutzgut Pflanzen und 
zum Verlust von Tagesquartieren für Fledermäuse.  

Ausgleichsmaßnahmen für die Schutzgüter Pflanzen und Tiere sollen möglichst 
gleichartig erfolgen. Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe in das Landschaftsbild 
müssen gemäß des gemeinsamen Runderlasses 'Verhältnis der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht' zu einem Landschaftsbild führen, 
das unter Berücksichtigung von Art und Umfang der Bebauung dem Land-
schaftsbildtyp Rechnung trägt, z.B. Kulissenpflanzungen im näheren Umfeld des 
Eingriffsbereichs.  

Darüber hinaus sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Es be-
steht kein weiterer Ausgleichsbedarf. 

7.2 Ausgleichsmaßnahmen und sonstige Maßnahmen der Grünordnung 

7.2.1 Maßnahmen im Teilbereich A  

• Anpflanzung von Erlen  

Um den geplanten Lagerschuppen auf der Steganlage zur Landseite hin land-
schaftlich einzubinden, werden am Ufer auf Höhe des geplanten Standorts zwei 
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Schwarz-Erlen angepflanzt. Sie dienen als Ausgleich für den Eingriff in das 
Landschaftsbild. Sie sind nebeneinander im Abstand von ca. 3 - 4 m zu setzen.  

Als Pflanzqualität ist zu verwenden: Solitär mit 3 - 4 Grundstämmen, 3 x v. m.B., 
Höhe 250 - 300 cm  

• Gelenkte Sukzession im Uferbereich  

Die Uferstreifen im Teilbereich A bleibt der natürlichen standortbedingten Ent-
wicklung überlassen und wird als Sukzessionsstreifen im B-Plan festgesetzt. Es 
erfolgt eine sporadische Mahd alle drei bis fünf Jahre. Das Mähgut wird abge-
räumt. Um die Blickbeziehungen auf den See und die Altstadtinsel zu erhalten, 
wird aufkommender Gehölzaufwuchs (z.B. Erlen, Weiden) dabei regelmäßig ge-
kappt.  

Notwendige Maßnahmen zum Uferschutz sind zulässig. Dabei dürfen jedoch nur 
ingenieurbiologische Bauweisen zur Ausführung kommen, z.B. durch den Ein-
satz von Vegetationsfaschinen oder Faschinen aus totem, nicht ausschlagfähi-
gem Material (vgl. z.B. SCHLÜTER 1986:115ff). Da die vorhandenen Blickbezie-
hungen auf den See und die Altstadtinsel erhalten bleiben sollen, wird der Ein-
satz von lebendem Gehölzmaterial zum Uferschutz (z.B. Weidengitter o.ä.), 
durch die zusätzlicher Gehölzaufwuchs produziert wird, vermieden.  

Diese Festsetzung tritt an die Stelle der bisher vorgesehenen Röhrichtentwick-
lung, die hier bei der Aufstellung des B-Plans Nr. 57 für diesen Uferabschnitt als 
Ausgleichsmaßnahme festgesetzt wurde. Da der Uferbereich hier aber keine 
Flachwasserzone aufweist, fehlen die Voraussetzungen für die dauerhafte Etab-
lierung eines Röhrichtgürtels. Aus diesem Grund wurde auf die Durchführung der 
im Grünordnungsplan zum B-Plan Nr. 57 beschriebenen Maßnahmen verzichtet. 
Die damals vorgesehene Röhrichtentwicklung werden durch die jetzt vorgesehe-
nen Sukzessionsflächen ersetzt. 

• Entsiegelung am Ufer 

Der befestigte Uferbereich vor der Steganlage wird entsiegelt und naturnah zu-
rückgebaut. Die Befestigungen waren vom Verein ohne Genehmigung vorge-
nommen worden. Der B-Plan und der Grünordnungsplan sehen hier eine natur-
nahe Uferzone mit Röhrichtentwicklung vor. 

Der Holzzaun, die Betonplatten mit Unterbau und alle eingebrachten seitlichen 
Befestigungen werden bis auf den Zutritt zum Steg entfernt. Vorhandener Ge-
hölzaufwuchs, der z.T. mit in die Befestigungen eingebaut wurde, wird auf den 
Stock gesetzt oder beseitigt. Nach Entfernen der Befestigungen wird geprüft, 
inwieweit Anfüllen von Boden und Ufersicherungsmaßnahmen erforderlich wer-
den. Es dürfen nur naturnahe ingenieurbiologische Bauweisen durchgeführt wer-
den (s.o.).  
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Der entsiegelte Uferstreifen wird der natürlichen standortbedingten Entwicklung 
überlassen und in die Pflege des südlich und nördlich liegenden Uferstreifens 
aufgenommen (s.u.). Durch diese Maßnahme wird der Streifen zwischen Weg 
und Uferlinie wieder durchgängig naturnah strukturiert und öffentlich. Mit dem 
vorhandenen Tor auf dem Schwimmsteg bleibt der Zugang zur privaten Stegan-
lage des Vereins vor unbefugtem Betreten gesichert.

Maßnahmen zur Befestigung oder Sicherung der Steganlage sind in diesem U-
ferstreifen zulässig. 

• Erweiterung der öffentlichen Uferzone mit Anpflanzung von Ufergehöl-
zen  

Bereits im ursprünglichen B-Plan wurde die Erweiterung der öffentlichen Uferzo-
ne auf der Landseite zwischen Wanderweg und Wohngrundstücken durch eine 
Ausweisung der Flurstücke 7/32, 7/33, 7/34 und 7/38 als öffentliche Grünfläche 
festgesetzt. Diese Flurstücke gehören zum städtischen Eigentum, sind aber 
schon seit langem von den angrenzenden Privateigentümern für die Gartennut-
zung und –gestaltung vereinnahmt und zum Uferweg hin mit Zäunen und He-
cken abgegrenzt worden (s. Abb. 2).  

Bisher wurde die Rückführung der Flurstücke in die öffentliche Nutzung noch 
nicht durchgesetzt. An dem städtebaulichen Ziel, die öffentliche Uferzone zu er-
weitern und zu einem Grünstreifen zu entwickeln, wird jedoch weiterhin fest-
gehalten, daher bleibt es bei der Ausweisung als öffentliche Grünfläche.  

Die private Gartennutzung auf den städtischen Flurstücken soll aufgegeben und 
die Zäune an die private Flurstücksgrenze zurückversetzt werden. Auf den städ-
tischen Flurstücken ist eine aufgelockerte Gestaltung mit Gruppen ufertypischer 
Gehölze im Wechsel mit gehölzfreien Wiesenflächen vorgesehen, so dass wei-
terhin Ausblicksmöglichkeiten von den anliegenden Gartengrundstücken auf den 
Domsee bleiben. In den gehölzfreien Bereichen erfolgt eine Ansaat mit Land-
schaftsrasen und Kräutern (z.B. Regelsaatgutmischung RSM 7.1.2; vgl. FLL 
2004). Die Flächen werden anschließend einmal pro Jahr (nach der ersten Blü-
tenreife) gemäht, das Mähgut wird abtransportiert. Es ergeben sich Standorte für 
die Aufstellung von Bänken als Ruhepunkte mit Ausblick auf den See und die 
Altstadtinsel. Von Ansaaten ausgenommen bleibt das Flurstück 7/33 mit dem 
Schilfsaum am Uferweg. Hier erfolgt lediglich die Anpflanzung von Gehölzen an 
der Grenze zum östlichen Privatgrundstück. 

Folgende Gehölzarten werden zu Anpflanzung vorgeschlagen (Artenauswahl 
erfolgt im Rahmen der Ausführung): 
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Tab. 3: Artenzusammensetzung für die Anpflanzung von Ufergehölzen im 
Teilbereich A 

Arten Deutscher Name Pflanzqualität 

Bäume:

Alnus glutinosa 

Fraxinus excelsior 

Salix alba 

Schwarz-Erle 

Gewöhnliche Esche 

Silber-Weide 

Hochstamm oder  
Stammbusch,  

3 x v., Stammumfang  
16 – 18 cm 

Sträucher:

Salix caprea  

Salix cinerea 

Salix fragilis 

Sal-Weide 

Grau-Weide 

Bruch-Weide 

Sträucher,  

2 x v., 100 – 150 cm 

7.2.2 Maßnahmen im Teilbereich C 

• Ersatzquartiere für Fledermäuse 

Als Ausgleich für die verloren gehenden potenziellen Fledermaustagesquartiere 
in der großen Buche werden im Baumbestand im Umfeld zwei fledermausfreund-
liche Vogelkästen angebracht. Dadurch werden Ersatzquartiere geschaffen. Eine 
artenschutzrechtliche Ausnahme wird vermieden 

  

• Gelenkte Sukzession im Uferbereich 

Der Uferstreifen im Teilbereich C bleibt der natürlichen standortbedingten Ent-
wicklung überlassen und wird als Sukzessionsstreifen im B-Plan festgesetzt. 
Damit sich auch in den festgetretenen Bereichen ein krautiger Ufersaum mit ty-
pischen Uferstauden wie z.B. Schwertlilien entwickeln und etablieren kann, sollte 
hier einmalig der Boden gelockert werden und eine Abzäunung für zumindest 
zwei Jahre erfolgen. So kann sich eine geschlossene Vegetationsdecke entwi-
ckeln. Als Pflege erfolgt eine sporadische Mahd alle drei bis fünf Jahre. 

Werden in diesem Bereich Maßnahmen zum Uferschutz erforderlich, so sind 
auch hier nur ingenieurbiologische Bauweisen zulässig. An engen Stellen kön-
nen auch kleine begrünte Drahtschotterkörper eingesetzt werden (vgl. TGP 
1995: 32).  
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7.2.3 Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs 

• Ersatzpflanzung für Rot-Buche 

Als Ausgleich für die überplante Rot-Buche wird ein standortheimischer gleichar-
tiger Laubbaum angepflanzt. Als Pflanzqualität ist vorgesehen:  
Fagus sylvatica, Hochstamm oder Stammbusch, 3 x v., Stammumfang 18-20 cm 

Zur Zeit kann kein konkreter Standort benannt werden. Die Standortfestlegung 
erfolgt durch die Mitarbeiter der Stadt Ratzeburg in Abstimmung mit der unteren 
Naturschutzbehörde des Kreises Herzogtum Lauenburg.

8 Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich  

In der nachfolgenden Tabelle sind sich Eingriff, Ausgleichserfordernis und Aus-
gleichsmaßnahmen gegenübergestellt.  

Tab. 4: Gegenüberstellung von Eingriff und Ausgleichsmaßnahmen  

Eingriff 
Art Umfang 

Ausgleichserfordernis vorgesehener Ausgleich 
Art Umfang

Schutzgut Pflanzen 

Teilbereich C:
Verlust von Rot-Buche 
Stamm∅ 1,10 m 1 Stck. 

Anpflanzung von Ersatz-
bäumen 

Anpflanzung von Rot-Buche 
H oder Stb., 3xv. mB.,  
Stu 18-20,   1 Stck. 
(Standort noch nicht festge-
legt) 

Schutzgut Tiere 

Teilbereich C:
Verlust von Rot-Buche mit 
potenziellen Fledermaus Ta-
gesquartieren 

Schaffung von Ersatzquar-
tieren 

Anbringen von fledermaus-
freundlichen Vogelkästen im 
Umfeld von Teilbereich C 2 Stck. 

Schutzgut Landschaftsbild

Teilbereich A:
Beeinträchtigung von  
Landschafts- und Ortsbild 
 nicht quantifizierbar

Aufwertung des Land-
schaftsbildes, Kulissen-
pflanzung im Umfeld des 
Eingriffsbereichs 

Anpflanzung von Schwarz-
Erlen am Ufer im  
Teilbereich A 2 Stck. 

Die Anpflanzung eines Ersatzbaums mit relativ großer Pflanzqualität wird als 
ausreichend für den Verlust der großen Buche im Teilbereich C erachtet, da die-
se nur noch eine geringe Vitalität aufweist. 

Bei dem Ausgleich für die Beeinträchtigungen des Landschafts- und Ortsbildes, 
die durch die Steganlage und den Lagerschuppen verursacht werden, wird be-
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rücksichtigt, dass das Landschafts- und Ortsbild am alten Standort "Am Wall" an 
der Dominsel durch die Verlagerung der Steganlage aufgewertet wurde und in-
sofern eine gewisser Kompensation für die Steganlage im Teilbereich A schon 
erfolgt. Daher werden die beiden Schwarz-Erlen zur landschaftlichen Einbindung 
des Lagerschuppens als ausreichend zur Kompensation erachtet.   

9 Artenschutzrechtliche Prüfung 

9.1 Rechtliche Grundlage 

Es sind neben der naturschutzrechtlichen Eingriffs-Ausgleichs-Regelung arten-
schutzrechtliche Vorgaben nach Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu be-
rücksichtigen.  

Nach § 42 (1) BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren besonders geschützter Arten nachzustellen, sie zu 
fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.

2.  wild lebende Tiere streng geschützter Arten und der europäischen Vo-
gelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinte-
rungs- und Wanderzeiten erheblich zu stören. Eine erhebliche Störung 
liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlechtert. 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören. 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu 
beschädigen oder zu zerstören 

(Zugriffsverbote). 

Abweichende Vorgaben gelten für nach § 42 (5) BNatSchG privilegierte Vorha-
ben: 

Bei nach § 19 BNatSchG zugelassenen Eingriffen sowie bei nach den Vorschrif-
ten des Baugesetzbuchs zulässigen Vorhaben im Sinne des § 21 Abs.2, Satz 1 
(Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während der 
Planaufstellung nach § 33 des BauGB und im Innenbereich nach § 34 BauGB) 
gelten die Verbote des § 42 (1) nur eingeschränkt. 

Bei europäisch geschützten Arten (Vogelarten und FFH-Arten) sowie in Anhang 
IVb der FFH-RL aufgeführten Pflanzenarten liegt kein Verstoß gegen das Verbot 
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des § 42 (1) Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beein-
trächtigungen auch gegen das Verbot des § 42 (1) Nr.1 vor, soweit die ökologi-
sche Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten weiterhin erfüllt 
werden kann. Das Verbot des § 42 (1) Nr. 2 wird jedoch nicht eingeschränkt. 

Bei Betroffenheiten lediglich national besonders geschützter Tierarten liegt kein 
Verstoß gegen die Verbote des § 42 (1) vor, wenn die Handlungen zur Durchfüh-
rung des Eingriffs oder Vorhabens geboten sind. Diese Arten sind jedoch ggf. in 
der Eingriffsregelung zu betrachten. 

Die Verbotstatbestände des § 42 (1) BNatSchG treten bei privilegierten Vorha-
ben nicht ein, wenn in besonderen Fällen durch vorgezogene Maßnahmen si-
chergestellt werden kann, dass die ökologische Funktion einer betroffenen Le-
bensstätte kontinuierlich erhalten bleibt. Entsprechend der Zielsetzung werden 
diese Maßnahmen als CEF-Maßnahmen (Continuous Ecological Functionality) 
bezeichnet. Die Maßnahmen sind im räumlichen Zusammenhang mit der Ein-
griffsfläche durchzuführen. Weiterhin sind die Maßnahmen zeitlich vor Durchfüh-
rung des Eingriffs bzw. Vorhabens abzuschließen. 

Im Fall eines Verstoßes ist eine Ausnahme nach § 43 (8) BNatSchG möglich u.a. 
aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließ-
lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. Eine Ausnahme darf nur zugelas-
sen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Er-
haltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 
16 (1) der FFH-RL weitergehende Anforderungen enthält. Wenn es zu einer un-
zumutbaren Belastung im Einzelfall käme, ist nach § 62 BNatSchG eine Befrei-
ung von den Verboten möglich. 

9.2 Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung 

Da es sich hier um Vorhaben im Rahmen einer B-Plan Änderung handelt, kön-
nen die Vorgaben für privilegierte Vorhaben berücksichtigt werden. So sind nur 
die Betroffenheiten europäisch geschützter Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie und heimische Vogelarten von artenschutzrechtlicher Relevanz.  

Als artenschutzrechtlich relevante Tiergruppen wurden potenziell Vögel und Fle-
dermäuse im Geltungsbereich ermittelt. Europäisch geschützte Pflanzenarten 
kommen im Geltungsbereich nicht vor. 

Bei den Vögeln ist mit Vorkommen häufiger und ungefährdeter Arten der Ge-
wässer, der Gehölzfreibrüter und der Gehölzhöhlenbrüter zu rechnen, die euro-
parechtlich besonders geschützt sind. 

Bei der Tiergruppe der Fledermäuse sind Vorkommen der streng geschützten 
Arten Zwergfledermaus, Breitflügelfledermaus, Wasserfledermaus und Großer 
Abendsegler potenziell möglich. Die Teilbereich A und C werden als Nahrungs-
raum genutzt, Quartiere sind lediglich im Teilbereich C zu erwarten. 
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Brutvögel:

Gemäß Konfliktanalyse im Kapitel 4 werden für die genannten Artengruppen der 
Vögel mit den geplanten Vorhaben, die mit der B-Plan Änderung festgesetzt 
werden, keine Konflikte mit artenschutzrechtlicher Relevanz ausgelöst: 

Es treten weder Schädigungstatbestände nach § 42 (1) Nr. 1 BNatSchG noch 
Störungstatbestände nach § 42 (1) Nr. 2 BNatSchG auf noch werden Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten gemäß § 42 (1) Nr. 3 BNatSchG entnommen, beschä-
digt oder zerstört.  

Besonderer artenschutzrechtlicher Handlungsbedarf besteht nicht. 

Fledermäuse:

Gemäß Konfliktanalyse im Kapitel 4 gehen im Teilbereich C potenzielle Tages-
quartiere für die genannten Fledermausarten durch die Überplanung eines Bau-
mes verloren. Dadurch werden Ruhestätten gemäß § 42 (1) Nr. 3 BNatSchG 
entnommen, beschädigt oder zerstört. Der entstehende Konflikt mit artenschutz-
rechtlicher Relevanz wird durch das Anbringen von zwei Ersatzquartieren im 
Teilbereich C vermieden. Eine Ausnahmegenehmigung ist nicht erforderlich. 

Darüber hinaus besteht kein besonderer artenschutzrechtlicher Handlungsbe-
darf. 

10 Umsetzung der Inhalte des Fachbeitrags Natur und 
Landschaft 

Der Fachbeitrag Natur und Landschaft wurde zeitgleich mit der Erstellung des B-
Plan Entwurfes erarbeitet. Die dargestellten Maßnahmen sind in den Prozess der 
B-Plan-Aufstellung eingeflossen und soweit wie möglich zeichnerisch und textlich 
festgesetzt worden. 
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